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Öffentliche Beschlüsse 
der Sitzung des Stadtrates am 10.07.2013
Berufung eines Mitglieds und dessen Vertretung für den Beirat für 

Stadtgestaltung der Stadt Dessau-Roßlau

Neuwahl eines stimmberechtigten und eines stellvertretenden Mit-

gliedes des Jugendhilfeausschusses

Neuwahl eines stellvertretenden Mitgliedes des Jugendhilfeaus-

schusses

Feststellung der Unzulässigkeit des Bürgerbegehrens zum Erhalt des 

Stadtnamens Dessau-Roßlau

Übernahme des Bürgerbegehrens der Bürgerinitiative für den Erhalt

des Städtenamens Dessau-Roßlau

- Beschlossene geänderte Fassung des Beschlussvorschlages er-

reichte nicht das erforderliche Quorum von 2/3 Mehrheit, damit 

ist Beschluss nicht gültig.

Masterplan Innenstadt (MPI) - Schlussfassung

Durchführung einer kommunalen Bürgerumfrage in Dessau-Roßlau

Erweiterung des Stadtumbaugebietes „Fördergebiet Innenstadt“ 

(Dessau) um das Gebiet „Eyserbeckstraße“ und Aufnahme des neuen 

Stadtumbaugebietes „Zoberberg“ (Dessau)

Standortentscheidung zum Neubau der Schwimmhalle

Erstellung eines Integrationskonzeptes für die Stadt Dessau-Roßlau

Termine Oberbürgermeisterwahl 2014 und Benennung Stadtwahlleiter

Mitgliedschaft in der Internationalen Schlosskirchengemeinschaft

Maßnahmebeschluss Burg Roßlau/Fortsetzung

Fortführung von Erhaltungs- und Sanierungsmaßnahmen auf der Burg 

Roßlau in Bezug auf vorliegende Bewilligungsbescheide

Maßnahmebeschluss zur Beschaffung eines Hilfeleistungslöschfahr-

zeuges 20/16 (HLF 20/16) über Verpflichtungsermächtigung 2013 für 

die Freiwillige Feuerwehr Roßlau

Risikoanalyse Brandschutz und Information über beabsichtigte Fusion 

der Ortsfeuerwehren Rodleben und Brambach

Öffentliche Beschlüsse 
der Fortsetzung der Sitzung des Stadtrates 
am 11.07.2013
Richtlinie zur Förderung von Trägern öffentlich geförderter Beschäfti-

gung der Stadt Dessau-Roßlau

Evaluation der Schulsozialarbeit an allgemein- und berufsbildenden 

Schulen in Dessau-Roßlau

Satzung über die Wahl der Stadtelternvertretung für die Kindertages-

einrichtungen der Stadt Dessau-Roßlau

Kalkulation der Kosten eines Platzes einer Kindertageseinrichtung in 

der Stadt Dessau-Roßlau

Satzung zur Festlegung von Kostenbeiträgen für die Inanspruchnah-

me von Angeboten der Förderung und Betreuung von Kindern in Ta-

geseinrichtungen und Tagespflegestellen in der Stadt Dessau-Roßlau

Änderung der Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen und 

Entgelten für die Benutzung der kommunalen Kindertageseinrich-

tungen des Eigenbetriebes Dessau-Roßlauer Kindertagesstätten der 

Stadt Dessau-Roßlau

Änderung der Satzung über die Nutzung der kommunalen Kinderta-

geseinrichtungen der Stadt Dessau-Roßlau

Allgemeine Sanierung der Kindertageseinrichtung „Glück und Frie-

den“ des Behindertenverbandes Dessau e. V. unter Inanspruchnahme 

von Fördermitteln des Krippenausbauprogramms

Neufassung der „Richtlinie der Stadt Dessau-Roßlau zur

Kindertagespflege“

Sanierungsgebiet Altstadt Roßlau - Maßnahmen- und Finanzierungs-

plan für das Haushaltsjahr 2013

Sanierungsgebiet Dessau-Nord - Maßnahmen- und Finanzierungs-

plan für das Haushaltsjahr 2013

Sanierungsgebiet Dessau-Nordwest - Maßnahmen- und Finanzie-

rungsplan für das Haushaltsjahr 2013

Flächennutzungsplan Stadtteil Roßlau (Elbe) - 1. Ergänzung um die 

Ortschaft Mühlstedt - Abwägungsbeschluss

Flächennutzungsplan Stadtteil Roßlau (Elbe) - 1. Ergänzung um die 

Ortschaft Mühlstedt - Feststellungsbeschluss

4. Änderung des Flächennutzungsplans vom Stadtteil Dessau für die 

Ortschaft Rodleben im Bereich des BioPharmaParks

5. Änderung des Flächennutzungsplans vom Stadtteil Dessau - Er-

richtung einer Bioabfall-Verwertungsanlage (BAV) im Bereich der 

ehemaligen Deponie („Scherbelberg“) - Einleitung des Verfahrens und 

frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden und der Träger 

öffentlicher Belange (TöB)

Integriertes Stadtentwicklungskonzept Dessau-Roßlau (INSEK)

Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan Nr. 101 „Gewerbege-

biet Dessau-Mitte, Teilgebiet I (A2) an der ehemaligen Deponie“/früh-

zeitige Bürger- und Behördenbeteiligung

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 61 „Altenpflegeheim an 

der Feldstraße“ - Genehmigung des Vorhabens Altenpflegeheim vor 

Durchführung der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 33 

(3) BauGB
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Nichtöffentliche Beschlüsse 
der Fortsetzung der Sitzung des Stadtrates 
am 11.07.2013
Klage auf Ersatz von Aufwendungen zur Beseitigung festgestellter

Geruchsbelästigungen in der Ganztagsschule „Zoberberg“

Aufhebung des Verkaufsbeschlusses einer Teilfläche im Gewerbege-

biet Dessau-Mitte, Teilgebiet G2

Verkauf einer Teilfläche im Gewerbegebiet Dessau-Mitte, Teilgebiet B1

Verkauf von Grundstücken im Gebiet „Schlachthof Dessau-Nord“

Bekanntmachung 
der Entscheidung zur Zulässigkeit 
des Bürgerbegehrens zum Erhalt des 
Stadtnamens Dessau-Roßlau (§ 25 Abs. 4 
GO LSA)
Der Stadtrat der Stadt Dessau-Roßlau hat in der Sitzung am 10.07.2013 

gem. § 25 Abs. 4 Satz 1 GO LSA die Unzulässigkeit des Bürgerbegeh-

rens zur Herbeiführung eines Bürgerentscheides über den Erhalt des 

Stadtnamens „Dessau-Roßlau“ festgestellt (BV/181/2013/I-OB).

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Be-

kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist in-

nerhalb dieser Frist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt 

Dessau-Roßlau, Zerbster Straße 4, 06844 Dessau-Roßlau einzulegen.

  

Klemens Koschig

Oberbürgermeister

Bekanntmachung der Aufstellung sowie 
der Durchführung der frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung zum 
Bebauungsplan Nr. 101  „Gewerbegebiet 
Dessau-Mitte, Teilgebiet I (A2) an der 
ehemaligen Deponie“ gemäß §§ 2 Abs. 1 
und 3 Abs. 1 Baugesetzbuch
Der Stadtrat der Stadt Dessau-Roßlau hat in seiner öffentlichen Sit-

zung am 10.07.2013 die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 101 

„Gewerbegebiet Dessau-Mitte, Teilgebiet I (A2) an der ehemaligen 

Deponie“ sowie die Durchführung der frühzeitigen Bürger- und Be-

hördenbeteiligung beschlossen. Die Bekanntmachung des Beschlus-

ses erfolgt aufgrund des § 2 Absatz 1 Satz 2 Baugesetzbuch.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst eine Fläche von 

ca. 5,7 ha und wird begrenzt:
· im Norden durch Grünflächen zwischen dem ehemaligen Verlauf 

der Kochstedter Kreisstraße und der Argenteuiler Straße,
· im Osten durch Teilflächen der Polysiusstraße im Einfahrtsbereich zur 

Abfallentsorgungsanlage Kochstedter Kreisstraße sowie einen hier 
weiter nach Süden verlaufenden Weg und angrenzende Waldflächen,

· im Süden durch angrenzende Waldflächen sowie
· im Westen durch den Deponiekörper der Abfallentsorgungsanlage 

Kochstedter Kreisstraße und den Einmündungsbereich Kochsted-
ter Kreisstraße/Große Schaftrift.

Der Geltungsbereich umfasst Teilflächen des am 29.06.1998 zur 
Rechtskraft gelangten Bebauungsplans Nr. 101-I (A) „Gewerbegebiet 
Dessau-Mitte, Teilgebiet I (A) mit örtlicher Bauvorschrift gem. § 87 BauO 
LSA“, die mit der Aufstellung des Bebauungsplanes überplant werden.
Der Geltungsbereich ist dem dieser Bekanntmachung beigefügten 
Übersichtsplan zu entnehmen.
Die Aufstellung des Bebauungsplans erfolgt auf der Grundlage des § 8 
Abs. 3 Baugesetzbuch parallel zur 5. Änderung des Flächennutzungs-
plans vom Stadtteil Dessau für das Vorhaben zur Errichtung einer Bio-
abfallverwertungsanlage (BAV) im Bereich der ehemaligen Deponie 
(„Scherbelberg“).
Gemäß § 1 Abs. 7 Baugesetzbuch sind bei der Aufstellung von Bau-
leitplänen die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und 
untereinander gerecht abzuwägen. Entsprechend § 2 Abs. 3 Bauge-
setzbuch sind die Belange, die für die Abwägung von Bedeutung sind 
(Abwägungsmaterial), zu ermitteln und zu bewerten. Auf der Grund-
lage des § 3 Abs. 1 in Verbindung mit den §§ 4 und 4a Abs. 1 Bauge-
setzbuch werden dafür in einem ersten Schritt die Öffentlichkeit, die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange am Verfahren zur 
4. Änderung des Flächennutzungsplans frühzeitig beteiligt.
Die frühzeitige Beteiligung erfolgt in Form der öffentlichen Auslegung 
eines Informationsblattes in der Zeit vom
05. August 2013 bis einschließlich 16. August 2013
im Technischen Rathaus der Stadt Dessau-Roßlau, Stadtteil Roß-
lau, Finanzrat-Albert-Straße 2, 1. Obergeschoss, Amt für Stadtent-
wicklung, Stadtplanung und Denkmalpflege.
Die Unterlagen liegen zu jedermanns Einsichtnahme während der 
Dienstzeiten
Montag und Mittwoch   8.00 - 12.00 Uhr 
und 13.30 - 15.00 Uhr
Dienstag   8.00 - 12.00 Uhr 
und 13.30 - 17.30 Uhr
Donnerstag   8.00 - 12.00 Uhr 
und 13.30 - 16.00 Uhr
Freitag   8.00 - 11.30 Uhr
öffentlich aus.
In dieser Zeit wird der Öffentlichkeit die Gelegenheit zur Äußerung 
und Erörterung gegeben. Während der Auslegung können von jeder-
mann Stellungnahmen zu den ausgelegten Unterlagen bei der Stadt 
Dessau-Roßlau im Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Denk-
malpflege unter der o. g. Anschrift abgegeben oder zur Niederschrift 
vorgetragen werden.
Während der Auslegungsfrist hält die Stadt Dessau-Roßlau ergänzend 
das Angebot der Einsichtnahme in die ausgelegten Unterlagen in der 
Hauptbibliothek der Anhaltischen Landesbücherei, Zerbster Stra-
ße 10, zu den Zeiten
Montag 10.00 - 18.00 Uhr
Dienstag 10.00 - 18.00 Uhr
Mittwoch  geschlossen
Donnerstag 10.00 - 18.00 Uhr
Freitag  10.00 - 18.00 Uhr
Samstag 10.00 - 13.00 Uhr
und auf der Internetseite der Stadt Dessau-Roßlau unter folgender Ad-
resse http://www.dessau-rosslau.de/Deutsch/Bauen-und-Wohnen/
Stadtplanung/Oeffentlichkeitsbete-01133/ vor.
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Die Stadt Dessau-Roßlau weist im Zusammenhang mit dieser Be-
kanntmachung auf Folgendes hin:
Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens des Bebauungsplanes Nr. 101 
„Gewerbegebiet Dessau-Mitte, Teilgebiet I (A2) an der ehemaligen 
Deponie“ wird eine Umweltprüfung zur Ermittlung und Bewertung der 
Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes nach 
den Vorschriften des Baugesetzbuches durchgeführt.
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden dient dazu, 
den Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung festzulegen.
Nach § 4a Abs. 6 BauGB können Stellungnahmen, die nicht rechtzeitig 
innerhalb der Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
abgegeben worden sind, bei der Beschlussfassung über den Bebau-
ungsplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren Inhalt 
nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. Ein Antrag 
nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, soweit mit 
ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller 
im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wur-
den, aber hätten geltend gemacht werden können.
Dessau-Roßlau, 17.07.2013

  

Klemens Koschig, Oberbürgermeister

Bekanntmachung der Einleitung des 
Verfahrens sowie der frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung zur 5. Änderung 
des Flächennutzungsplanes vom Stadtteil 
Dessau für das Verfahren Errichtung 
einer Bioabfallverwertungsanlage (BAV) 
im Bereich der ehemaligen Deponie 
(„Scherbelberg“) gemäß §§ 2 Abs. 1 und 3 
Abs. 1 Baugesetzbuch
Der Stadtrat der Stadt Dessau-Roßlau hat in seiner öffentlichen Sit-
zung am 10. Juli 2013 beschlossen, den Flächennutzungsplan vom 
Stadtteil Dessau abermals zu ändern. Die Bekanntmachung des Be-
schlusses zur Einleitung des Verfahrens zur 4. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes erfolgt aufgrund des § 2 Absatz 1 Satz 2 Baugesetz-
buch i. V. m. § 1 Abs. 8 BauGB.
Der Änderungsbereich ist dem dieser Bekanntmachung beigefügten 
Übersichtsplan zu entnehmen.
Ziel ist die Umwidmung einer ca. 0,4 ha großen Teilfläche im östli-
chen Bereich der dargestellten „Fläche für die Abfallentsorgung und 
für Ablagerungen“ im Gebiet der ehemaligen Deponie „Scherbelberg“ 
in eine „Fläche für Anlagen, Einrichtungen und sonstige Maßnahmen, 
die dem Klimawandel entgegenwirken, insbesondere zur dezentralen 
und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Speicherung von 
Strom aus erneuerbaren Energien“ (kurz: „Fläche für Anlagen zur Ver-
sorgung mit erneuerbaren Energien“).
Gemäß § 1 Abs. 7 Baugesetzbuch sind bei der Änderung des Flächen-
nutzungsplanes die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abzuwägen. Entsprechend § 2 Abs. 3 Bau-
gesetzbuch sind die Belange, die für die Abwägung von Bedeutung 
sind (Abwägungsmaterial), zu ermitteln und zu bewerten. Auf der 
Grundlage des § 3 Abs. 1 in Verbindung mit den §§ 4 und 4a Abs. 1 
Baugesetzbuch werden dafür in einem ersten Schritt die Öffentlich-
keit, die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange am Ver-
fahren zur 4. Änderung des Flächennutzungsplans frühzeitig beteiligt.
Die frühzeitige Beteiligung erfolgt in Form der öffentlichen Auslegung 
einer Informationsbroschüre in der Zeit vom
05. August 2013 bis einschließlich 16. August 2013.
im Technischen Rathaus der Stadt Dessau-Roßlau, Stadtteil Roßlau, 
Finanzrat-Albert-Straße 2, 1. Obergeschoss, Amt für Stadtentwick-
lung, Stadtplanung und Denkmalpflege.
Die Unterlagen liegen zu jedermanns Einsichtnahme während der 
Dienstzeiten
Montag und Mittwoch   8.00 - 12.00 Uhr 
und 13.30 - 15.00 Uhr
Dienstag   8.00 - 12.00 Uhr 
und 13.30 - 17.30 Uhr
Donnerstag   8.00 - 12.00 Uhr 
und 13.30 - 16.00 Uhr
Freitag   8.00 - 11.30 Uhr
öffentlich aus.
In dieser Zeit wird der Öffentlichkeit die Gelegenheit zur Äußerung 
und Erörterung gegeben. Während der Auslegung können von jeder-
mann Stellungnahmen zu den ausgelegten Unterlagen bei der Stadt 
Dessau-Roßlau im Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Denk-
malpflege unter der o. g. Anschrift abgegeben oder zur Niederschrift 
vorgetragen werden.
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Während der Auslegungsfrist hält die Stadt Dessau-Roßlau ergänzend 

das Angebot der Einsichtnahme in die ausgelegten Unterlagen in der 

Hauptbibliothek der Anhaltischen Landesbücherei, Zerbster Stra-

ße 10, zu den Zeiten

Montag 10.00 - 18.00 Uhr

Dienstag 10.00 - 18.00 Uhr

Mittwoch  geschlossen

Donnerstag 10.00 - 18.00 Uhr

Freitag  10.00 - 18.00 Uhr

Samstag 10.00 - 13.00 Uhr

und auf der Internetseite der Stadt Dessau-Roßlau unter folgender 

Adresse

http://www.dessau-rosslau.de/Deutsch/Bauen-und-Wohnen/Stadt-

planung/Oeffentlichkeitsbete-01133/ vor.

Die Stadt Dessau-Roßlau weist im Zusammenhang mit dieser Be-

kanntmachung auf Folgendes hin:

Gemäß § 8 Abs. 3 BauGB erfolgt die 5. Änderung des Flächen-

nutzungsplans vom Stadtteil Dessau im sogenannten Parallel-

verfahren mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 101-I (A2) 

„Gewerbegebiet Dessau-Mitte, Teilgebiet I (A2) an der ehemaligen 

Deponie“.

Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens des Bebauungsplanes Nr. 101 

„Gewerbegebiet Dessau-Mitte, Teilgebiet I (A2) an der ehemaligen 

Deponie“ wird eine Umweltprüfung zur Ermittlung und Bewertung der 

Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes nach 

den Vorschriften des Baugesetzbuches durchgeführt.

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden dient 

dazu, den Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung festzu-

legen.

Nach § 4a Abs. 6 BauGB können Stellungnahmen, die nicht rechtzei-

tig innerhalb der Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbetei-

ligung abgegeben worden sind, bei der Beschlussfassung über den 

Flächennutzungsplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde 

deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren 

Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung 

ist. Ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung ist unzuläs-

sig, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 

Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend 

gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können.

Dessau-Roßlau, 17.07.2013

  

Klemens Koschig

Oberbürgermeister

Bekanntmachung der Einleitung des 
Verfahrens sowie der frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung zur 4. Änderung 
des Flächennutzungsplans vom Stadtteil 
Dessau für die Ortschaft Rodleben im 
Bereich des BioPharmaParks gemäß § 2 
Abs. 1 und § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch
Der Stadtrat der Stadt Dessau-Roßlau hat in seiner öffentlichen Sit-

zung am 10. Juli 2013 beschlossen, den Flächennutzungsplan vom 

Stadtteil Dessau abermals zu ändern. Die Bekanntmachung des Be-

schlusses zur Einleitung des Verfahrens zur 4. Änderung des Flächen-

nutzungsplanes erfolgt aufgrund des § 2 Absatz 1 Satz 2 Baugesetz-

buch i. V. m. § 1 Abs. 8 BauGB.

Der Änderungsbereich (Teilbereich 01 und 02) ist dem dieser Be-

kanntmachung beigefügten Übersichtsplan zu entnehmen.

Ziel des Änderungsverfahrens ist es, Baurecht für erforderliche Er-

weiterungsflächen im Umfeld des BioPharmaParks durch die Auswei-

sung gewerblicher Bauflächen (Teilbereiche 01 und 02) und für die 

Fortführung der Planstraße A aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan 

Nr. 168 A „Pharmastandort Rodleben-Tornau“ (Teilbereich 01) vorzu-

bereiten.

Die Stadt Dessau-Roßlau unterstützt die Stabilisierung und Erwei-

terung des BioPharmaParks, um auch ihrem Interesse als Vorrangs-

tandort für die Ansiedlung biopharmazeutischer Unternehmen, am Er-

halt vorhandener und der Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze, an der 

Weiterentwicklung der auf dem Campus befindlichen Unternehmen 

- namentlich im Hinblick auf die weitere Ausnutzung ihres Bestandes 

wie auch dem Interesse an einer Erweiterung und Modernisierung ih-

rer Betriebsstätten - entsprechen zu können. Zur Bewältigung der an 
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die Erweiterungsflächen konkurrierenden Nutzungsansprüche ist die 

Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich.

Gemäß § 1 Abs. 7 Baugesetzbuch sind bei der Änderung des Flächen-

nutzungsplanes die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander 

und untereinander gerecht abzuwägen. Entsprechend § 2 Abs. 3 Bau-

gesetzbuch sind die Belange, die für die Abwägung von Bedeutung 

sind (Abwägungsmaterial), zu ermitteln und zu bewerten. Auf der 

Grundlage des § 3 Abs. 1 in Verbindung mit den §§ 4 und 4a Abs. 1 

Baugesetzbuch werden dafür in einem ersten Schritt die Öffentlich-

keit, die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange am Ver-

fahren zur 4. Änderung des Flächennutzungsplans frühzeitig beteiligt.

Die frühzeitige Beteiligung erfolgt in Form der öffentlichen Auslegung 

eines Informationsblattes in der Zeit vom

05. August 2013 bis einschließlich 16. August 2013

im Technischen Rathaus der Stadt Dessau-Roßlau, Stadtteil Roßlau, 

Finanzrat-Albert-Straße 2, 06862 Dessau-Roßlau, 1. Obergeschoss im 

Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Denkmalpflege.

Die Unterlagen liegen zu jedermanns Einsichtnahme während der 

Dienstzeiten

Montag und Mittwoch      8:00 Uhr - 12:00 Uhr

und 13:30 Uhr bis 15:00 Uhr

Dienstag        8:00 Uhr - 12:00 Uhr

und 13:30 Uhr bis 17:30 Uhr

Donnerstag       8:00 Uhr - 12:00 Uhr

und 13:30 Uhr bis 16:00 Uhr

Freitag       8:00 Uhr - 11:30 Uhr

öffentlich aus.

In dieser Zeit wird der Öffentlichkeit die Gelegenheit zur Äußerung 

und Erörterung gegeben. Während der Auslegung können von jeder-

mann Stellungnahmen zu den ausgelegten Unterlagen bei der Stadt 

Dessau-Roßlau im Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Denk-

malpflege unter der o. g. Anschrift abgegeben oder zur Niederschrift 

vorgetragen werden.

Während der Auslegungsfrist hält die Stadt Dessau-Roßlau ergänzend 

das Angebot der Einsichtnahme in die ausgelegten Unterlagen

1. in der Örtlichen Verwaltung Rodleben, 06861 Dessau-Roßlau, 

Ortsteil Rodleben, Steinbergweg 3, Büro des Ortsbürgermeisters

 während folgender Zeiten

 Dienstag 10.00 - 12.00 Uhr und 13.00 - 15.00 Uhr

 Mittwoch 10.00 - 12.00 Uhr und 13.00 - 15.00 Uhr

 Donnerstag 10.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 17.30 Uhr

2. in der Hauptbibliothek der Anhaltischen Landesbücherei,  

Zerbster Straße 10, 08644 Dessau-Roßlau

 während der Öffnungszeiten

 Montag  10.00 - 18.00 Uhr

 Dienstag  10.00 - 18.00 Uhr

 Mittwoch  geschlossen

 Donnerstag  10.00 - 18.00 Uhr

 Freitag  10.00 - 18.00 Uhr

 Samstag  10.00 - 13.00 Uhr

 und

3. auf der Internetseite der Stadt Dessau-Roßlau unter folgender  

Adresse:

 http://www.dessau.de/Deutsch/Bauen-und-Wohnen/Stadtpla-

nung/Oeffentlichkeitsbete-01133/

vor.

Die Stadt Dessau-Roßlau weist im Zusammenhang mit dieser Be-

kanntmachung auf Folgendes hin:

Im Rahmen der 4. Änderung des Flächennutzungsplanes ist zur Er-

mittlung und Bewertung der Belange des Umweltschutzes, einschließ-

lich des Naturschutzes eine Umweltprüfung nach den Vorschriften des 

Baugesetzbuches durchzuführen. Die frühzeitige Beteiligung der Öf-

fentlichkeit und der Behörden dient dazu, den Umfang und Detaillie-

rungsgrad der Umweltprüfung festzulegen.

Nach § 4a Abs. 6 BauGB können Stellungnahmen, die nicht rechtzei-

tig innerhalb der Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbetei-

ligung abgegeben worden sind, bei der Beschlussfassung über den 

Flächennutzungsplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde 

deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren 

Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung 

ist. Ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung ist unzuläs-

sig, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 

Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend 

gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können.

Dessau-Roßlau, 17.07.2013

  

Klemens Koschig, Oberbürgermeister
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Bekanntmachung Integriertes 
Stadtentwicklungskonzept Dessau-Roßlau 
(INSEK)
Der Stadtrat hat in seiner öffentlichen Sitzung am 10.07.2013 das 

Integrierte Stadtentwicklungskonzept (INSEK) beschlossen.

Dessau-Roßlau reagiert mit dem INSEK auf sich verändernde wirt-

schaftliche, soziale und ökologische Rahmenbedingungen. Ange-

sichts aktueller Herausforderungen, wie eine weiter abnehmende Be-

völkerungszahl in Dessau-Roßlau und geringerer Finanzmittel, muss 

sich die Stadt als Oberzentrum und Wirtschaftsstandort profilieren, 

touristische und kulturelle Angebote ausrichten, die soziale Daseins-

vorsorge tragfähig aufstellen, die Innenstadt Dessau stärken, Quartie-

re und Ortschaften zukunftsfähig gestalten, landschaftliche Qualitäten 

bewahren sowie Klimawandel und Energiewende beachten.

Dazu bedarf es einer ressortübergreifenden Steuerung von Stadtent-

wicklungsprozessen auf Basis eines INSEKs, welches die verschiede-

nen Handlungsfelder und Fachkonzepte der Stadt integriert.

Das INSEK Dessau-Roßlau ist ein integriertes Informations- und stra-

tegisches Planwerk für ein abgestimmtes und zielgerichtetes Handeln 

in Stadtpolitik und Stadtverwaltung. Es konkretisiert das bestehende 

Leitbild Dessau-Roßlaus und definiert räumliche Entwicklungsschwer-

punkte, die in Politik, Verwaltung und mit Vertretern der Stadtgesell-

schaft abgestimmt wurden. Damit ist es auch eine fundierte Entschei-

dungsgrundlage für eine wirkungsvolle Finanzierung, Förderung und 

Unterstützung von Maßnahmen der zukünftigen Stadtentwicklung.

Ab 01.08.2013 werden die Inhalte des Integrierten Stadtentwick-

lungskonzeptes im Internet unter: http://www.dessau.de/Deutsch/

Bauen-und-Wohnen/Stadtentwicklung/ einsehbar sein.

Der Beschluss wird hiermit ortsüblich bekanntgemacht.

Dessau-Roßlau, 17.07.2013

  

Klemens Koschig

Oberbürgermeister

Gemeinsame Bekanntmachung der 
öffentlichen Auslegung des Entwurfs zur  
3. Änderung des Flächennutzungsplans für 
den Stadtteil Dessau sowie des Entwurfs 
zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Nr. 62 „Photovoltaik an der Hohen Straße“ 
gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 und § 8  
Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB)
Der Ausschuss für Bauwesen, Verkehr und Umwelt hat in seiner öf-

fentlichen Sitzung am 17. Juli 2013 den Entwurf zur 3. Änderung des 

Flächennutzungsplans für den Stadtteil Dessau sowie den Entwurf 

zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 62 „Photovoltaik an der 

Hohen Straße“ einschließlich der dazugehörenden Begründungen in 

der Fassung vom 08. Juli 2013 gebilligt und zur öffentlichen Ausle-

gung bestimmt.

Gemäß § 8 Abs. 3 BauGB erfolgt die 3. Änderung des Flächennut-

zungsplans für den Stadtteil Dessau im sogenannten Parallelverfah-

ren mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans  

Nr. 62 „Photovoltaik an der Hohen Straße“.

Der Geltungsbereich der 3. Änderung des Flächennutzungsplans und 

des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wird wie folgt begrenzt:

- im Osten: durch die Nord-Süd verlaufenden Bahnlinie Dessau-

Leipzig,

- im Westen: durch die Straße Dietrichshain sowie die Kleingarten-

anlage „DR RAW Süd e. V.“,

- im Norden: durch das Gelände der DB Fahrzeuginstandhaltung 

GmbH,

- im Süden: durch die Wohnsiedlung Dietrichshain.

Das Plangebiet ist ca. 7,6 ha groß.

Die Abgrenzung des Geltungsbereiches der 3. Änderung des Flächen-

nutzungsplans und des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist 

dem dieser Bekanntmachung beigefügten Übersichtsplan zu entneh-

men.

Gemäß § 1 Abs. 7 Baugesetzbuch sind bei der Aufstellung der Bau-

leitpläne die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und 

untereinander gerecht abzuwägen. Entsprechend § 2 Abs. 3 Bauge-

setzbuch sind die Belange, die für die Abwägung von Bedeutung sind 

(Abwägungsmaterial), zu ermitteln und zu bewerten. Auf der Grund-

lage des § 3 Abs. 2 in Verbindung mit den § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch 

werden dafür die Öffentlichkeit, die Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange am Verfahren zur 3. Änderung des Flächen-

nutzungsplans und zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 62 

„Photovoltaik an der Hohen Straße“ beteiligt.

Die öffentliche Auslegung des Entwurfs zur 3. Änderung des Flä-

chennutzungsplans für den Stadtteil Dessau in der Fassung vom 

08.07.2013 sowie des Entwurfs zum vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplan Nr. 62 „Photovoltaik an der Hohen Straße“ in der Fassung 

vom 08.07.2103 einschließlich der dazugehörenden Begründungen 

erfolgt in der Zeit vom

05. August 2013 bis einschließlich 06. September 2013

im Technischen Rathaus der Stadt Dessau-Roßlau, Stadtteil Roß-

lau, 06862 Dessau-Roßlau, Finanzrat-Albert-Straße 2, 1. Oberge-

schoss, Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Denkmalpflege.

Die Unterlagen liegen zu jedermanns Einsichtnahme während der 

Dienstzeiten

Montag und Mittwoch 8.00 - 12.00 Uhr und 13.30 - 15.00 Uhr

Dienstag 8.00 - 12.00 Uhr und 13.30 - 17.30 Uhr

Donnerstag 8.00 - 12.00 Uhr und 13.30 - 16.00 Uhr

Freitag 8.00 - 11.30 Uhr

öffentlich aus.

In dieser Zeit wird der Öffentlichkeit die Gelegenheit zur Äußerung 

und Erörterung gegeben. Während der Auslegung können von jeder-

mann Stellungnahmen zu den ausgelegten Unterlagen bei der Stadt 

Dessau-Roßlau im Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Denk-

malpflege unter der o. g. Anschrift abgegeben oder zur Niederschrift 

vorgetragen werden.

Während der Auslegungsfrist hält die Stadt Dessau-Roßlau ergänzend 

das Angebot der Einsichtnahme in die Kopie der ausgelegten Unter-

lagen in der Hauptbibliothek der Anhaltischen Landesbücherei, 

Zerbster Straße 10, zu den Zeiten

Montag 10.00 - 18.00 Uhr

Dienstag 10.00 - 18.00 Uhr

Mittwoch  geschlossen

Donnerstag 10.00 - 18.00 Uhr
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Freitag  10.00 - 18.00 Uhr

Samstag 10.00 - 13.00 Uhr

und auf der Internetseite der Stadt Dessau-Roßlau unter folgender Ad-

resse http://www.dessau-rosslau.de/Deutsch/Bauen-und-Wohnen/

Stadtplanung/Oeffentlichkeitsbete-01133/ vor.

Die beschlossenen auszulegenden Unterlagen umfassen:

- die Abwägung der im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung einge-

gangenen Stellungnahmen, einschließlich der Kennzeichnung der 

umweltbezogenen Stellungnahmen

- den Entwurf der 3. Änderung des Flächennutzungsplans für den 

Stadtteil Dessau - Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage 

im Bereich der Hohen Straße (Stand 08.07.2013)

- die Begründung zum Entwurf der 3. Änderung des Flächennut-

zungsplans für den Stadtteil Dessau - Errichtung einer Freiflä-

chen-Photovoltaikanlage im Bereich der Hohen Straße (Stand 

08.07.2013)

- den Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 62 

„Photovoltaik an der Hohen Straße“ (Stand 08.07.2013)

- den Entwurf der Begründung zum vorhabenbezogenen B-Plan Nr. 

62 (Stand 08.07.2013)

- den gemeinsamen Umweltbericht, einschließlich Eingriffs- und 

Ausgleichsbilanzierung, zur 3. Änderung des Flächennutzungs-

plans und zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungs-

planes Nr. 62 (Stand 08.07.2013)

 Im Umweltbericht wurden die Auswirkungen auf folgende Schutz-

güter einer Beurteilung unterzogen:

 - Pflanzen/Tiere/biologische Vielfalt/Mikroklima

 - Boden/Wasser/Mikroklima

 - Landschaft/Mensch.

- den gemeinsamen artenschutzrechtlichen Fachbeitrag zur 3. Än-

derung des Flächennutzungsplans und zur Aufstellung des vorha-

benbezogenen Bebauungsplanes Nr. 62 (Stand 08.07.2013)

In dem vorliegenden Artenschutzbeitrag werden mit Bezug auf die 

FFH-Richtlinie, die Vogelschutzrichtlinie (VS-RL) und das Bundesna-

turschutzgesetz (BNatSchG):

1. das planungsrelevante Artenspektrum der gemeinschaftsrechtlich 

geschützten Arten bestimmt,

2. die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 

BNatSchG für diese Arten bzw. deren lokale Population ermittelt,

3. Vermeidungsmaßnahmen und ggf. Maßnahmen zum Erhalt einer 

kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen) 

festgelegt und

4. bei unvermeidbaren Beeinträchtigungen (Vorliegen von Verbot-

statbeständen) die naturschutzfachlichen Voraussetzungen für 

eine Ausnahmeregelung gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG geprüft.

- bereits vorliegende umweltbezogene Stellungnahmen von Behör-

den und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sowie von der Öf-

fentlichkeit aus der frühzeitigen Beteiligung, die sich auf folgende 

Themenkomplexe beziehen:

 - zur Vereinbarkeit der Planung mit den Zielen und Grundsätzen 

des Landesentwicklungsplanes und des Regionalen Entwick-

lungsplans,

 - zur Standortbegründung und zu Standortalternativen,

 - zu den Auswirkungen auf die Lebensqualität und die Erho-

lungsfunktion für den Menschen,

 - zur Gewährleistung einer Radverkehrsverbindung entlang der 

Bahn,

 - zur Aufrechterhaltung einer Wegeverbindung zum Kleingar-

tenverein,

 - zur Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Fläche, 

 - zur Berücksichtigung der Belange des Bodenschutzes,

 - zu den Auswirkungen auf den Naturraum und die Nähe zum 

Landschaftsschutzgebiet Mosigkauer Heide,

 - zu den Auswirkungen auf den Lebensraum und das Nah-

rungshabitat für Tiere,

 - zum Vorkommen von Naturschutzgebieten und schützens-

werten Biotopen,

 - zur Berücksichtigung der Belange des Artenschutzes,

 - zur Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung, 

 - zur Umgang mit dem Gewässerrandstreifen der Taube,

 - zum Umgang mit zu erwartenden Emissionen (Blendung und 

Reflexionen),

 - zur archäologischen Relevanz des Plangebietes, 

 - zur Berücksichtigung der Darstellungen des Denkmalrahmen-

plans für das Gartenreich Dessau-Wörlitz,

 - zu den Auswirkungen auf das Mikroklima, 

 - Bezugnahme zum Klimaschutzkonzept der Stadt Dessau-

Roßlau.

Des Weiteren sind ausschließlich im Technischen Rathaus der Stadt 

Dessau-Roßlau, Stadtteil Roßlau, Finanzrat-Albert-Straße 2, 1. Ober-

geschoss, Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Denkmalpfle-

ge der Landschaftsplan für die Stadt Dessau, Fortschreibung 2002 

(Stand Oktober 2003) und der Denkmalrahmenplan Gartenreich 

Dessau-Wörlitz (2009) als weitere relevante Umweltinformationen 

verfügbar und einsehbar.

Die Stadt Dessau-Roßlau weist im Zusammenhang mit dieser Be-

kanntmachung auf Folgendes hin:

Zur 3. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Dessau und 

zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 62 „Photovoltaik an der 

Hohen Straße“ wird eine Umweltprüfung nach den Vorschriften des 

Baugesetzbuches und auf der Grundlage eines gemeinsamen Um-

weltberichts und eines gemeinsamen artenschutzrechtlichen Fach-

beitrags durchgeführt.

Nach § 4a Abs. 6 BauGB können Stellungnahmen, die nicht rechtzeitig 

innerhalb der Verfahren der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

abgegeben worden sind, bei der Beschlussfassung über den Flächen-

nutzungsplan bzw. den vorhabenbezogenen Bebauungsplan unberück-

sichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und 

nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des 

Flächennutzungsplan bzw. des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist. Ein 

Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, so-

weit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antrag-

steller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht 

wurden, aber hätten geltend gemacht werden können.

Dessau-Roßlau, den 18.07.2013

  

Klemens Koschig, Oberbürgermeister

Siehe Karte auf der nächsten Seite oben.



Amtsblatt für die Stadt Dessau-Roßlau – Amtliches Verkündungsblatt –
Seite 14

Dessau-Roßlau, 27. Juli 2013 · Ausgabe 8/2013 · 7. Jahrgang

Satzung zur Änderung der Satzung über 
die Einrichtung der Feuerwehr und die 
Erhebung von Kostenersatz und Entgelten 
für die Leistungen der Feuerwehr der Stadt 
Dessau-Roßlau
Aufgrund der §§ 2 Abs. 1, 4; 6 Abs. 1; 44 Abs. 3 Nr. 1 und 91 der Ge-

meindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 10. August 2009 (GVBl. LSA Nr. 14/2009 S. 

383 f), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. November 2011 (GVBl. 

LSA Nr. 24/2011 S. 814) und der §§ 1 und 2 des Kommunalabgabenge-

setztes LSA vom 13. Dezember 1996 (GVBl. LSA Nr. 44/1996 S. 405 f)  

zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 02. Februar 2011 

(GVBl. LSA Nr. 3/2011 S. 58) sowie § 22 des Brandschutz- und Hil-

feleistungsgesetzes LSA vom 7. Juni 2001 (GVBl. LSA Nr. 22/2001 

S. 190 f), zuletzt geändert durch Art. 4 des Haushaltsbegleitgesetzes 

2012/2013 vom 17. Februar 2012 (GVBl. LSA Nr. 5/2012 S. 52) erlässt 

die Stadt Dessau-Roßlau aufgrund des Stadtratsbeschlusses vom 

10. Juli 2013 folgende 3. Änderung der Satzung über die Einrichtung 

der Feuerwehr und die Erhebung von Kostenersatz und Entgelten für 

die Leistungen der Feuerwehr der Stadt Dessau-Roßlau vom 31. Mai 

2009 mit der 1. Änderung der Satzung vom 14. März 2012 und der  

2. Änderung vom 30. Januar 2013.

I. Die „Satzung über die Einrichtung der Feuerwehr und die Erhe-

bung von Kostenersatz und Entgelten für die Leistungen der Feu-

erwehr der Stadt Dessau-Roßlau“ wird wie folgt ergänzt:

 1. § 5 - Personalstärke und Ausstattung der Freiwilligen Feuer-

wehr § 5 (1) Satz 5

  Angehörige von Freiwilligen Feuerwehren anderer Gemeinden 

aus Sachsen-Anhalt, können bei vorhandener körperlicher und 

geistiger Tauglichkeit sowie nach Vorlage der Ausbildungsab-

schlüsse für den Einsatzdienst in der Freiwilligen Feuerwehr 

Dessau-Roßlau herangezogen und eingesetzt werden.

 2. Ergänzung im Kostentarif

  4.13 Tragehilfe 89,00 EUR

II. Die Ergänzungen treten am Tag nach ihrer Veröffentlichung in 

Kraft.

Dessau-Roßlau, 15. Juli 2013

  

Klemens Koschig

Oberbürgermeister

Bekanntmachung  
Sechster Beteiligungsbericht der Stadt 
Dessau-Roßlau
Der Stadtrat der Stadt Dessau-Roßlau hat in seiner Sitzung am 

24.04.2013 den Beteiligungsbericht für das Geschäftsjahr 2011 zu-

stimmend zur Kenntnis genommen.

Der Beteiligungsbericht liegt gemäß § 118 Absatz 3 der Gemeinde-

ordnung des Landes Sachsen-Anhalt in der Zeit vom

05. August 2013 bis 13. August 2013

Montag, Mittwoch, Donnerstag  von   8.00 bis 12.00 Uhr

 und 13.30 bis 15.00 Uhr

Dienstag von   8.00 bis 12.00 Uhr

 und 13.30 bis 17.30 Uhr

Freitag von   8.00 bis 12.00 Uhr

zur Einsichtnahme in der Stadtverwaltung Dessau-Roßlau, Zerbster 

Str. 4, Zimmer 260 öffentlich aus.

Dessau-Roßlau, den 03.07.2013

  

Klemens Koschig

Oberbürgermeister

Bekanntmachung 
Wirtschaftsplan 2013 Eigenbetrieb Dessau-
Roßlauer Kindertagesstätten
Gemäß Eigenbetriebsgesetz ist der Wirtschaftsplan der Eigenbetriebe 

bekannt zu machen und an sieben Tagen öffentlich auszulegen.
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Gemäß § 16 Eigenbetriebsgesetz LSA vom 24. März 1997 (GVBl. LSA 

Nr. 12/1997) in der derzeit gültigen Fassung hat der Stadtrat der Stadt 

Dessau-Roßlau am 12. Dezember 2012 den Wirtschaftsplan für das 

Wirtschaftsjahr 2013 wie folgt beschlossen:

Erfolgsplan

Gesamterträge 12.682.900 EUR

Gesamtaufwendungen 12.682.600 EUR

Vermögensplan

Gesamteinnahmen  241.900 EUR

Gesamtausgaben  241.900 EUR

Kreditaufnahmen sind im Wirtschaftsjahr 2013 nicht geplant.

Verpflichtungsermächtigungen für Investitionen werden nicht veran-

schlagt.

Ein Kassenkreditrahmen in Höhe von 100.000 EUR ist im Wirtschafts-

plan vorgesehen.

Der Wirtschaftsplan für das Jahr 2013 wird hiermit öffentlich bekannt 

gemacht.

Der vorstehende Wirtschaftsplan enthält keine genehmigungspflich-

tigen Bestandteile.

Er liegt gemäß § 16 Abs. 4 des Eigenbetriebsgesetzes LSA in der Zeit 

vom

5. August 2013 bis zum 13. August 2013

Montag bis Donnerstag  von 8.00 - 15.00 Uhr

Freitag   von 8.00 - 12.00 Uhr

zur Einsichtnahme im Eigenbetrieb Dessau-Roßlauer Kindertages-

stätten, Dessau-Roßlau, Zerbster Str. 4, Zimmer 119 öffentlich aus.

Dessau-Roßlau, 01.07.2013

  

Klemens Koschig

Oberbürgermeister

Bekanntmachung 
Wirtschaftsplan 2013 Eigenbetrieb 
Städtisches Klinikum Dessau
Gemäß Eigenbetriebsgesetz LSA ist der Wirtschaftsplan der Eigenbe-

triebe bekannt zu machen und an sieben Tagen öffentlich auszulegen.

Gemäß § 16 Eigenbetriebsgesetz LSA vom 24. März 1997 (GVBl. LSA 

Nr. 12/1997) in der derzeit gültigen Fassung hat der Stadtrat der Stadt 

Dessau-Roßlau am 12. Dezember 2012 den Wirtschaftsplan für das 

Wirtschaftsjahr 2013 wie folgt beschlossen:

Erfolgsplan

Gesamterträge 125.421.300 EUR

Gesamtaufwendungen 125.421.300 EUR

Vermögensplan

Gesamteinnahmen 8.278.200 EUR

Gesamtausgaben 8.278.200 EUR

Kreditaufnahmen sind im Wirtschaftsjahr 2013 nicht geplant.

Verpflichtungsermächtigungen für Investitionen werden nicht veran-

schlagt.

Ein Kassenkreditrahmen in Höhe von 4.000.000 EUR ist im Wirt-

schaftsplan vorgesehen.

Der Wirtschaftsplan für das Jahr 2013 wird hiermit öffentlich bekannt 

gemacht.

Der vorstehende Wirtschaftsplan enthält keine genehmigungspflich-

tigen Bestandteile.

Er liegt gemäß § 16 Abs. 4 des Eigenbetriebsgesetzes LSA in der Zeit 

vom

08. August 2013 bis zum 16. August 2013

Montag bis Freitag  von   8.00 - 12.00 Uhr

  und von 13.30 - 15.00 Uhr

zur Einsichtnahme im Städtischen Klinikum Dessau, Dessau-Roßlau, 

Auenweg 38, im Sekretariat der Verwaltungsdirektion öffentlich aus.

Dessau-Roßlau, 5. Juli 2013

  

Klemens Koschig

Oberbürgermeister

––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––
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Richtlinie der Stadt Dessau-Roßlau zur 
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Inhaltsverzeichnis

I. Allgemeine Vorschriften

1. Rechtsgrundlagen

2. Geltungsbereich

3. Grundsätze der Gewährung

4. Formen der Kindertagespflege

II. Finanzierung

5. Grundsätze der Finanzierung

III. Mitwirkung der Tagespflegeperson

6. Qualifikation und Eignung der Tagespflegeperson

7. Arbeits- und sozialrechtlicher Status

8. Anzeigenpflichten/Mitteilungspflichten/Mitwirkungspflichten

9. Vertretungsregelung - Ersatzbetreuung

IV. Mitwirkung des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe

10. Erteilung der Pflegeerlaubnis

11. Entzug der Pflegeerlaubnis

V. Sonstiges

12. Gesundheitsvorsorge

13. Eingewöhnungszeit

VI. Kinder- und Jugendhilfestatistik

14. Zweck und Umfang der Erhebung

VII. Vertragsregelungen

15. Vereinbarungen

16. Inkrafttreten

I. Allgemeine Vorschriften

1. Rechtsgrundlagen

1.1. Erstes Buch Sozialgesetzbuch - Allgemeiner Teil - Artikel 1 des 

Gesetzes vom 11. Dezember 1975 , BGBl IS. 3015 zuletzt geändert 

durch Art. 2 Abs. 1 G v. 15.2.2013 I 254

1.2. Achtes Buch Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe - Artikel 

1 des Gesetzes vom 26. Juni 1990, BGBl. I S.1163 in der Fassung der 
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Bekanntmachung vom 14. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3134), neuge-

fasst durch Bekanntmachung v. 11.09.2012 I 2022, zuletzt geändert 

durch Art. 2 Abs. 3 G v. 15.02.2013 I 254

1.3. Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankhei-

ten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz-IfSG) vom 20. Juli 2000 

(BGBl. I S. 1045), geändert durch Art. 1 G v. 28.07.2011 I 1622, zuletzt 

geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 21.03.2013 (BGBI. I S. 566)

1.4. Gesetz zur Förderung von Kindern unter drei Jahren in Tagesein-

richtungen und in Kindertagespflege (Kinderförderungsgesetz- KiföG) 

vom 10. Dezember 2008 BGBl. Teil I Nr. 57

1.5. Gesetz zur Förderung und Betreuung von Kindern in Tagesein-

richtungen und in Tagespflege des Landes Sachsen-Anhalt (Kinder-

förderungsgesetz- KiFöG) in der Fassung vom 05. März 2003 GVBl. 

LSA 2003, S.48), geändert durch Artikel 5 des G v. 17.02.2010 (GVBL. 

LSA S. 69), zuletzt geändert durch Gesetz v. 23.01.2013

1.6. Tagespflegeverordnung (TagesPflVO) vom 11. November 2003 

GVBl. LSA 2003, S.294 (wird neu gefasst)

2. Geltungsbereich

2.1. Die Richtlinie regelt die Kindertagespflege im Sinne der §§ 3; 6 

KiFöG LSA und §§ 23; 24 SGB VIII als Alternative oder Ergänzung zur 

Förderung in Kindertageseinrichtungen als qualifiziertes frühes För-

derungsangebot für:

Kinder im Alter von 0 Jahren bis zum vollendeten 3. Lebensjahr.

Kinder vom vollendeten 3. Lebensjahr bis zum Schuleintritt bei beson-

derem Bedarf oder als ergänzendes Angebot zur Betreuung in einer 

Kindertageseinrichtung.

Kinder im schulpflichtigen Alter bis zur Versetzung in den 7. Schul-

jahrgang bei besonderem Bedarf oder ergänzend zur Kindertagesein-

richtung.

2.2. Die Tagespflegeperson mit gültiger Pflegeerlaubnis, die in Des-

sau-Roßlau Kinder betreut, ist berechtigt und verpflichtet, Kinder, die 

ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Stadt Dessau-Roßlau haben und 

durch das Jugendamt der Stadt Dessau-Roßlau vermittelt werden, zur 

Betreuung aufzunehmen.

Sind darüber hinaus freie Plätze in Tagespflege vorhanden, können 

auch auswärtige Kinder mit Zustimmung durch das Jugendamt be-

treut werden. Die entsprechenden Betreuungsvereinbarungen sind 

zwischen der Wohnsitzgemeinde, den Eltern und der Tagespflegeper-

son zu schließen. Soll ein Dessau-Roßlauer Kind auswärtig in Tages-

pflege betreut werden, gilt diese Regelung entsprechend.

2.3. Die Richtlinie gilt nicht für:

-  eine von den Personensorgeberechtigten selbst organisierte Be-

treuung, eine Betreuung im Rahmen der Nachbarschaftshilfe oder 

einer familiären Unterstützung oder

-  eine Kindertagesbetreuung durch Dritte, die nicht im Besitz einer 

Erlaubnis gem. § 43 SGB VIII ist

3. Grundsätze der Gewährung

3.1. Tagespflege allgemein:

Kindertagespflege wird auf Antrag durch das Jugendamt der Stadt 

Dessau-Roßlau gemäß § 23 SGB VIII vorwiegend für Kinder im Alter 

von 0 Jahren bis zum vollendeten 3. Lebensjahr vermittelt und ge-

fördert.

3.2. Tagespflege als Hilfe zur Erziehung:

Auf der Grundlage der §§ 27 (2), 36 SGB VIII kann im Einzelfall Tages-

pflege als Hilfe zur Erziehung im Rahmen eines Hilfeplanverfahrens 

gewährt werden. Dafür ist die Qualifikation der Tagespflegeperson als 

eine im § 21 (3) KiFöG genannte Qualifikation zwingend erforderlich. 

Die Tagespflegeperson arbeitet nach den Festlegungen des Hilfepla-

nes und ist zur Teilnahme am Hilfeplangespräch verpflichtet.

3.3. Tagespflege für behinderte oder von Behinderung bedrohte Kin-

der:

Auf der Grundlage der Tagespflegeverordnung vom 11. Nov. 2003 kön-

nen seelisch, geistig oder körperlich oder von einer solchen Behinde-

rung bedrohte Kinder durch eine Tagespflegeperson betreut werden, 

wenn diese über eine abgeschlossene pädagogische, psychologische 

oder medizinische Ausbildung sowie über spezielle Kenntnisse und 

Erfahrungen im Umgang mit behinderten Kindern verfügt.

4. Formen der Kindertagespflege

4.1. Die Kindertagespflege kann, gemäß § 22 (1) SGB VIII i. V. m. § 4 

(3) KiFöG LSA ,

-  im Haushalt der Personensorgeberechtigten,

-  im Haushalt der Tagespflegeperson oder

-  in extra dafür angemieteten Räumen

von einer qualifizierten Tagespflegeperson, gemäß Pkt. 6 dieser Richt-

linie, ausgeübt werden.

4.1.1. Tagespflege im Haushalt der Personensorgeberechtigten:

Die Räumlichkeiten, in denen die Tagespflege stattfindet, werden in 

der Regel nicht auf kindgerechte Ausstattung geprüft. Es wird davon 

ausgegangen, dass alle Voraussetzungen zur altersgerechten und all-

seitigen Entwicklung des Kindes im häuslichen Bereich gegeben sind.

4.1.2. Tagespflege im Haushalt der Tagespflegeperson bzw. in extra 

dafür angemieteten Räumen:

Vor Genehmigung einer Tagespflegestelle und vor Aufnahme des ers-

ten Kindes prüft das Jugendamt, Fachbereich Tagesbetreuung, die 

räumlichen Bedingungen, materielle Ausstattung und persönliche 

Eignung.

Insbesondere sind hinreichend große Raumflächen, explizit für die 

Tagespflegekinder (ca. 5 qm pro Kind unter drei Jahren), die sauber, 

gut zu belüften und zu beheizen sowie ausreichend beleuchtet sind, 

vorzuhalten. Die Ausstattung ist dem Alter der Kinder und dem Ent-

wicklungsstand anzupassen (z. B. Sitzmöbel, Schlafstätten, Spiel- und 

Lernmaterial).

Sicherheits- und Hygieneaspekte entsprechend den Anforderungen 

der Unfallkasse S/A und des Infektionsschutzgesetzes sowie der Le-

bensmittelhygiene sind zu beachten.

Möglichkeiten für Spiel- und Bewegungsmöglichkeiten in einem ge-

eigneten und erreichbaren Außengelände sind nachzuweisen. Diese 

sollen i. d. R. innerhalb von zehn Minuten erreichbar sein. Für Kinder 

unter 2 Jahren sind vorzugsweise Bettchen vorzuhalten.

Vom Bauordnungsamt ist über das Jugendamt, Fachbereich Tagesbe-

treuung, eine Genehmigung für die Nutzungsänderung von Räumen 

einzuholen. Ebenso ist bei Mieträumen (auch Mietwohnung) die Ge-

nehmigung des Vermieters vorzulegen.

4.2. Grundsätzlich wird die Tagespflege durch eine Tagespflegeperson 

in einer Wohnung gefördert. Ausnahmen hierzu können zugelassen 

werden, sofern in einer Wohnung sichergestellt werden kann, dass 

jede Tagespflegeperson eigene Räume vorhält und ausschließlich ihre 

Kinder betreut, für die sie einen Betreuungsvertrag abgeschlossen 

hat. Eine Vermischung der Kinder zu einer Großgruppe ist nicht zu-

gelassen.

II. Finanzierung

5. Grundsätze der Finanzierung

5.1. Kostenbeiträge der Eltern

Auf der Basis des § 13 KiFöG und der „Satzung zur Festlegung von 

Kostenbeiträgen für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förde-

rung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tages-

pflegestellen in der Stadt Dessau-Roßlau“ erhebt die Stadt Dessau-

Roßlau Kostenbeiträge für die Betreuung in Kindertagespflege. Die 
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Höhe der monatlichen Kostenbeiträge richtet sich nach dem Betreu-

ungsumfang und dem Alter des zu betreuenden Kindes. Die Personen-

sorgeberechtigten erhalten darüber einen Bescheid.

Die Verpflegungskosten tragen die Eltern, gemäß § 13 (6) KiFöG selbst.

5.2. Laufende Geldleistung für die Tagespflegeperson

Zwingende Voraussetzung für den Erhalt von laufenden Geldleistun-

gen ist der prinzipiell uneingeschränkte Zugang zur Tagespflegestelle 

für jedes Dessau-Roßlauer Kind (sofern freie Plätze vorhanden). Die 

Tagespflegeperson/-stelle darf die Betreuung nicht von besonderen 

Voraussetzungen, wie Vereinsmitgliedschaft, Sonderzahlungen über 

den Kostenbeitrag hinaus o. ä. abhängig machen.

5.2.1. Die Stadt Dessau-Roßlau erstattet der Tagespflegeperson die 

materiellen Aufwendungen (Sachaufwand) und einen angemesse-

nen Betrag zur Anerkennung ihrer Förderleistung nach Maßgabe des  

§ 23 Abs. 2 SGB VIII in Form einer laufenden monatlichen Geldleistung 

(siehe Anlage 1).

5.2.2. Der Betrag der laufenden Geldleistung berücksichtigt:

-  die Anzahl,

-  den Betreuungsumfang,

-  den Förderbedarf der betreuten Kinder.

Der Betrag wird fällig, wenn mindestens 1 Kind betreut wird.

Des Weiteren werden erstattet:

-  der Beitrag zur Kranken- und Pflegeversicherung in Höhe von  

50 % der nachgewiesenen Aufwendungen

-  der Beitrag zur Alterssicherung in Höhe von 50 % der nachgewie-

senen Aufwendungen

-  der Beitrag zur persönlichen Unfallversicherung in Höhe 100 % 

der nachgewiesenen Aufwendungen max. 100 EUR/Jahr.

5.2.3. Die unter Punkt 5.2.2 genannten Versicherungsbeiträge werden 

nicht pro Kind, sondern einmalig für jeden Monat erstattet, unabhän-

gig davon, wie viele Kinder aus Dessau-Roßlau betreut werden und ob 

ein Kind zur Betreuung durch das Jugendamt vermittelt wurde.

5.2.4. Für die Betreuung eines Dessau-Roßlauer Kindes außerhalb der 

Stadt Dessau-Roßlau, erfolgt die Erstattungen der Versicherungsbei-

träge nach Pkt. 5.2.2. nur bei Vermittlung durch das Jugendamt der 

Stadt Dessau-Roßlau und anteilmäßig, entsprechend der Anzahl der 

betreuten Dessau-Roßlauer Kinder in dieser Tagespflegestelle.

5.2.5. Betreut eine Dessau-Roßlauer Tagespflegeperson ein Kind mit 

gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb des Zuständigkeitsbereiches von 

Dessau-Roßlau, entfällt die Finanzierung der Versicherungsbeiträge 

nach Pkt. 5.2.2. anteilmäßig für dieses Kind.

5.2.6. Die vom Land gewährten Zuweisungen nach § 12 Abs. 1 bis 3 

KiFöG und die von der Stadt Dessau-Roßlau als örtlichem Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe aus eigenen Mitteln nach § 12 a Abs. 1 S. 2 

KiFöG zu gewährenden Zuwendungen sind in den laufenden Geldleis-

tungen enthalten.

5.3. Einmalige Geldleistungen

Die Stadt Dessau-Rosslau gewährt auf Antrag nach Prüfung des Ein-

zelfalles:

Einen Zuschuss zur Finanzierung eines kostenpflichtigen Qualifizie-

rungskurses nach dem Curriculum des Deutschen Jugendinstitutes 

in Höhe von 130 EUR.

Einen Zuschuss für die Erstausstattung vor Aufnahme der Tätigkeit 

von bis zu 400 EUR.

Die einmalige Geldleistung wird in Form eines nichtrückzahlbaren 

Zuschusses gewährt. Näheres regelt der Zuwendungsbescheid. Auf 

die Gewährung der einmaligen Geldleistung besteht kein Rechtsan-

spruch.

5.4. Zur Sicherung der Qualitätsentwicklung beteiligt sich die Stadt 

Dessau-Roßlau mit bis zu 30,00 EUR pro Fortbildungsveranstaltung 

an den nachgewiesenen Kosten, maximal 60,00 EUR pro Jahr und 

Tagespflegepersonen.

III. Mitwirkung der Tagespflegeperson

6. Qualifikation und Eignung der Tagespflegeperson

6.1. Für die Tagespflege sollten vorrangig pädagogische Fach-

kräfte nach § 21(3) KiFöG oder Kinderpfleger(innen) sowie 

Sozialassistent(innen) zum Einsatz kommen.

6.2. Eine Tagespflegeperson, die nicht Fachkraft gemäß § 21 (3) KiFöG 

oder Kinderpfleger(innen) sowie Sozialassistent(innen) ist, soll über 

einen Realschulabschluss oder einen dem Realschulabschluss ver-

gleichbaren Schulabschluss verfügen. Sie muss eine Qualifizierung 

im Umfang von 160 Stunden mindestens nach dem Standard des 

Deutschen Jugendinstitutes (DJI) erfolgreich absolvieren. Die erfolg-

reiche Teilnahme ist durch Bescheinigung des Bildungsträgers nach-

zuweisen.

6.3. Hinsichtlich der persönlichen Eignung hat die Tagespflegeperson 

dem Fachbereich Tagesbetreuung des Jugendamtes der Stadt Des-

sau-Roßlau folgende Unterlagen vorzulegen:

–  Formloser Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis zur Kindertages-

pflege

–  Tabellarischer Lebenslauf

–  Nachweis des erfolgreichen Abschlusses einer Allgemeinbilden-

den Schule

–  Nachweis über eine Berufsausbildung (siehe Punkt 6.1.) bzw. die 

Teilnahme an einer Fortbildung nach dem Curriculum des Deut-

schen Jugendinstitutes

–  erweitertes Führungszeugnis gem. § 72 a i. V. m. § 30 a des Bun-

deszentralregistergesetzes (aller 5 Jahre)

–  Gesundheitszeugnis (aller 5 Jahre)

–  Teilnahmebestätigung am Kurs für Erste Hilfe bei Säuglingen und 

Kleinkindern

–  Pädagogische Konzeption

Wirken weitere volljährige Personen (auch Ehe- oder Lebenspartner) 

bei der Betreuung der Tagespflegekinder regelmäßig mit, sind auch 

für diese Personen das erweiterte Führungszeugnis gem. § 30 a des 

Bundeszentralregistergesetzes und das Gesundheitszeugnis vorzule-

gen.

6.4. Die Tagespflegeperson soll über ausreichende Kenntnisse der 

deutschen Sprache in Wort und Schrift verfügen.

6.5. Qualitätsentwicklung und -sicherung

6.5.1. Durch das Zulassungsverfahren mit Eignungsfeststellung und 

Grundqualifizierung wird eine Basisqualität gesichert.

6.5.2. Jede Tagespflegeperson legt vor Erstbelegung ihre Erziehungs- 

und Bildungsgrundsätze in einer Konzeption dar.

6.5.3. Die Sicherstellung der Qualitätsentwicklung erfolgt durch fach-

liche Beratung, Fachaustausch mit erfahrenen Tagespflegepersonen, 

Praxisbegleitung, Konzeptentwicklung

und Konzeptfortschreibung.

6.5.4. Tagespflegepersonen sind zur regelmäßigen Fortbildung ver-

pflichtet. Sie nehmen mindestens an 2 geeigneten Fortbildungen pro 

Jahr teil und weisen diese in einem Fortbildungspass nach.

6.6. Erziehungsberechtigte und Tagespflegepersonen haben, gemäß  

§ 43 (4) SGB VIII, gegenüber dem Träger der örtlichen Jugendhilfe (Ju-

gendamt) einen gesetzlichen Anspruch auf Beratung in allen Fragen 

der Tagespflege nach § 23 (4) SGB VIII.

7. Arbeits- und sozialrechtlicher Status

Die Tagespflegeperson ist keine Beschäftigte der Stadt / des Jugend-

amtes, sondern übt eine sonstige selbstständige Tätigkeit im Sinne 
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des § 18 Abs. 1 Einkommenssteuergesetz (EStG) aus. Sie unterliegt 

der Steuer- und der Sozialversicherungspflicht. Die rechtliche Klärung 

im Einzelfall obliegt der Tagespflegeperson selbst.

8. Anzeigenpflichten/Mitteilungspflichten/ Mitwirkungspflichten

8.1. Gemäß § 43 (3) SGB VIII hat die Tagespflegeperson den Träger 

der öffentlichen Jugendhilfe über wichtige Ereignisse, die für die Be-

treuung des Kindes bedeutsam sind, zu unterrichten, zum Beispiel 

über Veränderungen der familiären Verhältnisse und der räumlichen 

Situation in der Tagespflege.

8.2 Die Tagespflegeperson und Eltern unterliegen der gesetzlichen 

Mitwirkungspflicht gem.

§ 60 (1) SGB I ff. Demnach sind sämtliche Änderungen (jeglicher Art) 

in den Verhältnissen, die für die Leistung erheblich sind, unverzüg-

lich mitzuteilen. Dieses betrifft z. B. die Änderung des zeitlichen Be-

treuungsumfangs, die Nichtinanspruchnahme des Betreuungsplatzes 

über einen Zeitraum von mehr als 4 Wochen sowie die Kündigung und 

die sonstige Beendigung des Betreuungsverhältnisses.

8.3. In diesem Zuge wird auf die Möglichkeit der Minderung, Versa-

gung bis hin zur Rückforderung von Leistungen hingewiesen (§ 66 

SGB I), sofern der oben angesprochenen Mitwirkungspflicht nicht oder 

nicht rechtzeitig nachgekommen wird.

9. Vertretungsregelung - Ersatzbetreuung

9.1. Die Tagespflegeperson ist, zur Sicherstellung der Betreuung, 

verpflichtet, bei ihrem Ausfall mit einer Tagespflegeperson oder 

mehreren Tagespflegepersonen bzw. Kindertageseinrichtungen zu-

sammenzuarbeiten. Die Tagespflegeperson benennt die vertretende 

Tagespflegeperson/Kindertageseinrichtung gegenüber den Eltern und 

dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe.

9.2. Zur Installierung von Vertretungsregelungen können die durch 

das Deutsche Jugendinstitut entwickelten Modelle zur Anwendung 

kommen.

9.3. Die Tagespflegeperson erarbeitet mit der Vertretungsperson und/ 

oder mit der Kindertageseinrichtung einen Kooperationsvertrag. Bei 

den Kooperationen sind insbesondere die sensiblen Phasen sehr jun-

ger Kinder sowie die Bindungsproblematik zu berücksichtigen.

9.4. Für alle Vertretungsfälle gelten folgende Grundsätze:

Die vertretende Kindertagespflegeperson unterliegt den gleichen An-

forderungen und Prüfungen wie die reguläre Tagespflegeperson und 

hat die erforderlichen Nachweise dem Jugendamt vorzulegen.

Die Vertretungsperson darf für den Vertretungsfall die in ihrer Pflege-

erlaubnis erteilte Anzahl der zu betreuenden Kinder überschreiten, es 

dürfen jedoch insgesamt nicht mehr als 5 Kinder zeitgleich betreut 

werden.

Die Finanzierung der Vertretungsregelung wird über die Tagespflege-

person reguliert.

Die Kindertagespflegeperson ist verpflichtet, den Fachbereich Tages-

betreuung des Jugend-amtes der Stadt Dessau-Roßlau über Ausfall- 

und Vertretungszeiten zu informieren. Bis zum 31.01. eines jeden 

Jahres ist die Urlaubsplanung im Jugendamt vorzulegen.

Somit ist das Jugendamt in der Lage, seiner Auskunftspflicht gegen-

über den Personensorgeberechtigten umfassend nachzukommen.

IV. Mitwirkung des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe

10. Erteilung der Pflegeerlaubnis

10.1. Die Betreuung von Kindern ist nach § 43 SGB VIII erlaubnis-

pflichtig, wenn Kinder:

-  außerhalb ihrer Wohnung in anderen Räumen während des Tages und

-  mehr als fünfzehn Stunden wöchentlich und

-  gegen Entgelt und

-  länger als drei Monate betreut werden.

10.2. Die Pflegeerlaubnis gem. § 43 Abs. 3 S. 1 SGB VIII i. V. m. § 6 Abs. 

2 KiFöG befugt zur Betreuung von bis zu 5 gleichzeitig anwesenden 

fremden Kindern. Eigene Kinder der Tagespflegeperson werden nicht 

berücksichtigt.

Die Pflegeerlaubnis ist gem. § 43 Abs 3 S. 4 SGB VIII auf fünf Jahre 

befristet.

10.3. Die Erlaubnis kann im Einzelfall auch für eine geringere Zahl an 

Kindern erteilt werden, wenn die Antragstellung oder die räumliche 

Situation dies bedingt.

10.4. Die Erlaubnis wird vom örtlichen Träger der öffentlichen Ju-

gendhilfe erteilt. Sie enthält die Verpflichtung der Tagespflegeperson 

zur Zusammenarbeit, welche im § 43 SGB VIII geregelt ist und die 

Informations- und Meldepflicht bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a 

SGB VIII mit einbezieht. Eine entsprechende Vereinbarung zur Zusam-

menarbeit zur Sicherung des Kindeswohls ist mit jeder Tagespflege-

person abzuschließen.

11. Entzug der Pflegeerlaubnis

11.1. Die Erlaubnis kann versagt bzw. entzogen werden, wenn 

schwerwiegende Gründe das Wohl des Kindes in der Tagespflege-

stelle nicht gewährleisten und die Tagespflegeperson nicht bereit ist, 

Gefährdungen abzuwenden. Schwerwiegende Gründe können sein:

-  wiederholte Verstöße gegen die Fürsorge- und Aufsichtspflicht 

sowie die Verschwiegenheitspflicht über alle das Tagespflegekind 

und seine Familie betreffenden Angelegenheiten,

-  Verstöße gegen das Kindeswohl,

-  Feststellung gravierender Mängel in der pädagogischen Arbeit 

oder fehlende hygienische Mindestanforderungen,

-  wiederholte Weigerung zur Zusammenarbeit mit den Personen-

sorgeberechtigten/Eltern, den Leistungsverpflichteten und ande-

ren Behörden,

-  Überschreitung der zugelassenen Platzzahl,

-  Verstöße gegen die Lebensmittelhygiene,

-  gravierende gesundheitliche Beeinträchtigungen der Kindertages-

pflegeperson,

-  Verweigerung des Zutrittrechts

11.2. Bei begründeten Hinweisen können durch den Fachbereich Ta-

gesbetreuung unangemeldete Hausbesuche durchgeführt werden. 

Durch die Kindertagespflegeperson ist der Zutritt zu den im bestä-

tigten Raumnutzungskonzept ausgewiesenen Räumen zu gewähren.

V. Sonstiges

12. Gesundheitsvorsorge

12.1. Vor der erstmaligen Aufnahme in die Tagespflegestelle ist für 

jedes Kind gem. § 18 KiFöG eine ärztliche Bescheinigung über die 

gesundheitliche Eignung vorzulegen.

12.2 Nach Erkrankung des Kindes kann die Tagespflegeperson eine 

ärztliche Bescheinigung vor Rückkehr in die Tagespflegestelle von 

den Eltern verlangen, wenn Zweifel an der gesundheitlichen Gene-

sung des Kindes vorliegen.

12.3 Medikamente werden von der Tagespflegeperson nur nach 

schriftlicher Verordnung eines Arztes und elterlicher Zustimmung an 

die Kinder verabreicht.

12.4. Die Tagespflegeperson ist verpflichtet, bei Auftreten einer nach 

§ 6 Infektionsschutzgesetz meldepflichtigen Krankheit bei einem von 

ihr betreuten Kind oder einem anderen Haushaltsangehörigen unver-

züglich das Gesundheitsamt zu informieren. Die Tagespflegeperson 

lässt sich vom Gesundheitsamt hierzu beraten.

12.5. Bei besonderen Vorkommnissen informieren sich die Personen-

sorgeberechtigten, das Jugendamt und die Tagespflegeperson umge-

hend gegenseitig (z. B. Kinderunfall).
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Die Kinder sind mit Erteilung der Pflegeerlaubnis und der Meldung an 

die Unfallkasse S/A unfallversichert. Die Meldung erfolgt durch den 

örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe.

12.6. Die Tagespflegeperson sorgt für eine gesunde Ernährung in Ab-

sprache mit den Personensorgeberechtigten. Weiterhin unterstützt sie 

die gesunde Entwicklung des Kindes durch ausreichende Bewegung 

an der frischen Luft.

12.7. Aus Gründen der Gesundheitsvorsorge und der Suchtprävention 

darf in den Räumen, die von Kindern benutzt werden und in Anwesen-

heit der Kinder, nicht geraucht werden.

12.8. Der Genuss von Alkohol und Drogen ist der Tagespflegeperson 

während der Anwesenheit der zu betreuenden Kinder untersagt.

13. Eingewöhnungszeit

Die Erziehungsberechtigten können für ihre Kinder, mit Ausnahme der 

Hortkinder, eine unmittelbar vor Beginn der Regelbetreuung stunden-

weise gestaffelte kostenpflichtige Eingewöhnungsphase von einem 

Monat in Anspruch nehmen. Sie soll an den ersten Tagen der Einge-

wöhnung aus Gründen einer schrittweisen Anpassung an die verän-

derte Lebenssituation des Kindes ohne Teilnahme am Mittagsschlaf 

erfolgen. Die Betreuungszeit wird im Rahmen des Eingewöhnungs-

monats individuell mit den Eltern schrittweise angehoben.

VI. Kinder- und Jugendhilfestatistik

14. Zweck und Umfang der Erhebung

Der Bestand und der Bedarf an Plätzen in Kindertageseinrichtungen 

und in Kindertagespflege nach § 3 KiFöG sind im Rahmen der Jugend-

hilfeplanung (§§ 2 Abs. 2 Nr. 3; 24; 22 Abs. 1 i. V. m. §§ 79 SGB VIII) 

für einen mittelfristigen Zeitraum zu ermitteln und fortzuschreiben. 

Zur Beurteilung der Auswirkungen der Kinder- und Jugendhilfe und zu 

deren Fortentwicklung sind u. a. laufende Erhebungen zur öffentlich 

geförderten Tagespflege durchzuführen. Die Tagespflegeperson hat 

das Jugendamt dabei zu unterstützen.

VII. Vertragsregelungen

15. Vereinbarungen

Zwischen der Tagespflegeperson und den Personensorgeberechtigten 

wird ein Betreuungsvertrag über die Kindertagespflege geschlossen. 

Des Weiteren wird ein Vertrag zwischen der Stadt Dessau-Roßlau und 

der Tagespflegeperson geschlossen sowie ggf. weitere Verträge.

16. Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am 1. August 2013 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Richtlinie der Stadt Dessau-Roßlau vom 

01.08.2010 außer Kraft.

Dessau, den 11. Juli 2013

  

Klemens Koschig

Oberbürgermeister

Satzung über die Wahl der 
Stadtelternvertretung für die 
Kindertageseinrichtungen in der Stadt 
Dessau-Roßlau
Gemäß § 19 (5) des Gesetzes zur Förderung und Betreuung von Kin-

dern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege des Landes Sachsen-

Anhalt (Kinderförderungsgesetz - KiFöG) vom 5. März 2003 (GVBI. LSA 

S. 48), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Januar 2013 (GVBl. LSA 

S. 38), hat der Stadtrat der Stadt Dessau-Roßlau in seiner Sitzung am 

11.07.2013 die nachstehende Satzung über die Wahl von Stadteltern-

vertretungen für die Kindertageseinrichtungen in der Stadt Dessau-

Roßlau beschlossen.

§ 1 
Wahlberechtigung und Wählbarkeit
(1) Die Stadtelternvertretung besteht aus so vielen Vertretern, wie es 

Kindertageseinrichtungen in der Stadt Dessau-Roßlau gibt.

(2) Die Elternsprecher jeder Kindertageseinrichtung in der Stadt Des-

sau-Roßlau wählen in jedem zweiten Jahr zu Beginn des Kindertages-

einrichtungsjahres für die Dauer von zwei Jahren einen Vertreter für 

die Stadtelternvertretung, sowie dessen Stellvertreter, der diesen im 

Falle der Verhinderung vertritt.

In Kindertageseinrichtungen ohne Gruppen/Elternsprecher erfolgt die 

Wahl unmittelbar durch die Elternschaft. Spätmöglichster Termin für 

die Wahl ist der 1. November des jeweiligen Wahljahres

(3) Wahlberechtigt in der Elternschaft und wählbar für die Stadtel-

ternvertretung sind die Eltern des Kindes, welches die Kindertages-

einrichtung besucht. Steht das Personensorgerecht einer anderen 

Person oder anderen Personen zu, ist bzw. sind diese wahlberechtigt 

und wählbar.

(4) Die Eltern eines Kindes haben für jede Wahl zusammen nur eine 

Stimme. Sie haben sich vor dem Wahlvorgang zu erklären, welcher 

Elternteil das Stimmrecht ausübt. Von den Eltern eines Kindes darf 

innerhalb einer Kindertageseinrichtung nur einer als Stadtelternver-

treter oder dessen Vertreter gewählt werden.

(5) Die Wahlberechtigten können ihr Wahlrecht nur persönlich aus-

üben. Abwesende Eltern sind wählbar, wenn ihre schriftliche Zustim-

mung zur Annahme der Wahl dem Wahlvorstand vor dem Wahlvor-

gang vorliegt.

(6) Die Wahl für den Vertreter und dessen Stellvertreter erfolgt in ge-

trennten Wahlgängen.

(7) Eltern, die in der Kindertageseinrichtung tätig sind oder die Auf-

sicht über diese führen, sind nicht wählbar.

(8) Der Verlust der Wählbarkeit nach der Wahl führt nicht zum Aus-

scheiden des gewählten Vertreters/Stellvertreters.

§ 2 
Durchführung der Wahl
(1) Die Einladung zur Wahlversammlung erfolgt durch den Träger der 

Kindertageseinrichtung bzw. die von ihm beauftragte Leitung, mit ei-

ner Frist von mindestens einer Woche.

(2) Vor jeder Wahl wird ein Wahlvorstand gewählt, der aus zwei Perso-

nen besteht, von denen eine die Wahl leitet und eine das Protokoll führt.

(3) Der Wahlvorstand gibt die Wahlvorschläge den anwesenden Wahl-

berechtigten bekannt.

(4) Die Eltern im Wahlvorstand sind wahlberechtigt und wählbar.

§ 3 
Stimmabgabe und Auszählung
(5) Sofern kein Wahlberechtigter widerspricht, erfolgt die Wahl offen 

durch Handzeichen.

(6) Gewählt ist der Bewerber mit der höchsten Stimmenzahl. Bei Stim-

mengleichheit entscheidet das Losverfahren.

(7) Wiederwahl ist zulässig.
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§ 4 
Niederschrift
(1) Über das Ergebnis der Wahl ist eine Niederschrift anzufertigen. 

Diese muss enthalten:

1. Ort und Datum der Wahl,

2. Anzahl der Wahlberechtigten,

3. Anzahl der anwesenden Wahlberechtigten

4. Namen des Wahlvorstandes,

5. Namen der Bewerber,

6. Wahlergebnis, insbesondere die Zahl der gültigen Stimmen für je-

den Bewerber sowie die Zahl der ungültigen Stimmen und Stimment-

haltungen.

(2) Die Niederschrift ist vom Wahlleiter und dem Schriftführer zu un-

terzeichnen.

(3) Die Leitung der Kindertageseinrichtung unterrichtet das Jugend-

amt der Stadt Dessau-Roßlau innerhalb einer Woche nach der Wahl 

schriftlich über den gewählten Vertreter.

(4) Wahlunterlagen sind aufzubewahren. Sie sind nach der nächsten 

Wahl zu vernichten.

§ 5 
Die Stadtelternvertretung
(1) Die Stadtelternvertretung tritt spätestens 4 Wochen nach der Wahl 

zur konstituierenden Sitzung zusammen. Die Einladung zu dieser Sit-

zung erfolgt durch das Jugendamt.

(2) Die Stadtelternvertretung ist unabhängig und gibt sich eine Ge-

schäftsordnung. Sie tagt mindestens einmal im Jahr.

(3) Die Stadtelternvertretung wählt für die Dauer von 2 Jahren in ihrer 

konstituierenden Sitzung aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und bis 

zu 4 weitere Vorstandsmitglieder.

(4) Der Vorstand der Stadtelternvertretung dient als Ansprechpartner 

für die Eltern der Kindertageseinrichtungen und der Verwaltung der 

Stadt Dessau-Roßlau und führt die laufenden Geschäfte.

(5) Der Vorsitzende vertritt den Vorstand, soweit die Geschäftsordnung 

nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt.

(6) Die Stadtelternvertretung entsendet einen Vertreter für den Ju-

gendhilfeausschuss der Stadt Dessau Roßlau und wählt aus ihrer 

Mitte einen Vertreter für den Landesjugendhilfeausschuss des Landes 

Sachsen-Anhalt.

(7) Die Tätigkeit in der Stadtelternvertretung ist ehrenamtlich.

§ 6 
Sprachliche Gleichstellung
Personen und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in weiblicher 

und männlicher Form.

§ 7 
Übergangsbestimmungen; Inkrafttreten
Bis zur Konstituierung der jeweils neugewählten Stadtelternvertre-

tung übt die bisherige Stadtelternvertretung bzw. der bestehende 

Stadtelternbeirat seine Tätigkeit weiter aus.

Diese Satzung tritt am 01. August 2013 in Kraft.

Dessau-Roßlau, den 11. Juli 2013

  

Klemens Koschig

Oberbürgermeister

Satzung über die Nutzung der kommunalen 
Kindertageseinrichtungen der Stadt 
Dessau-Roßlau (Nutzungssatzung)
Auf der Grundlage der §§ 6 (1) und 8 (1) der Gemeindeordnung für 

das Land Sachsen-Anhalt in der Fassung der Bekanntmachung vom 

10. August 2009 (GVBl. LSA, 2009, S.383), zuletzt geändert § 116 

geändert durch Gesetz vom 30. November 2011 (GVBl. LSA S. 814) 

i.V.m. § 2 Abs. 1 und § 5 des Kommunalabgabengesetzes des Landes 

Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

13. Dezember 1996 (GVBl. LSA, 1996 S. 405, letzte berücksichtigte 

Änderung: §§ 13 und 13a geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

2. Februar 2011 (GVBl. LSA S. 58), sowie § 90 Abs. 1 S.1, Ziffer 3 

des Sozialgesetzbuches VIII in der Fassung der Bekanntmachung vom  

11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch Gesetz vom 

16. April 2013 (BGBl. I S. 795) geändert worden ist i. V. m. dem Ge-

setz zur Förderung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen 

und in Tagespflege des Landes Sachsen- Anhalt (KiFöG LSA) in der 

Fassung vom 05.03.2003 (GVBl. LSA, S.48), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 31.01.2013 (GVBL. S. 38) und der Satzung zur Festle-

gung von Kostenbeiträgen für die Inanspruchnahme von Angeboten 

der Förderung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen 

und Tagespflegestellen in der Stadt Dessau-Roßlau vom 11.07.2013 

wurde vom Stadtrat der Stadt Dessau-Roßlau in seiner Sitzung am 

11.07.2013 die nachfolgende Satzung beschlossen:

Inhaltsverzeichnis:

§ 1 Allgemeines

§ 2 Anspruch auf Kinderbetreuung in einer Kindertageseinrichtung der 

Stadt Dessau-Roßlau

§ 3 Öffnungszeiten

§ 4 Angebotene Betreuung

§ 5 Anmeldeverfahren

§ 6 Ende des Betreuungsverhältnisses

§ 7 Erkrankung des Kindes

§ 8 Aufsichtspflicht, Hausordnung

§ 9 Schließung von Kindertageseinrichtungen

§ 10 Versicherung

§ 11 Inkrafttreten

§ 1 
Allgemeines
(1) In Kindertageseinrichtungen der Stadt Dessau-Roßlau soll die Ent-

wicklung jedes Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemein-

schaftsfähigen Persönlichkeit gefördert werden.

(2) Die Stadt Dessau-Roßlau betreibt im Eigenbetrieb Dessau-Roßlau-

er Kindertagesstätten Kindertageseinrichtungen (Kinderkrippen, Kin-

dergärten, Horte, Kindertagesstätten als kombinierte Einrichtungen 
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verschiedener Formen von Kinderbetreuung) als Einrichtungen der 

öffentlichen Jugendhilfe. Die Nutzung der Kindertageseinrichtungen 

regelt sich nach Maßgabe dieser Satzung. Für die Nutzung dieser 

Kindertageseinrichtungen der Stadt Dessau-Roßlau werden von den 

Eltern Kostenbeiträge und Entgelte erhoben, die sich nach der Kosten-

beitragssatzung regeln.

(3) Jede Kindertageseinrichtung arbeitet, unter Einbeziehung der Ku-

ratorien, nach einer Konzeption und einem Qualitätsmanagementsys-

tem.

§ 2 
Anspruch auf Kinderbetreuung in einer 
Kindertageseinrichtung der Stadt Dessau-
Roßlau
(1) Gemäß § 3 KiFöG hat jedes Kind mit gewöhnlichem Aufenthalt in 

Dessau-Roßlau bis zur Versetzung in den 7. Schuljahrgang Anspruch 

auf einen ganztägigen Platz in einer Tageseinrichtung. Ein gewöhnli-

cher Aufenthalt ist in der Regel dann anzunehmen, wenn das Kind in 

der Stadt Dessau-Roßlau gemeldet ist.

(2) Ein ganztägiger Platz umfasst im Allgemeinen ein Förderungs- und 

Betreuungsangebot ab sieben Stunden je Betreuungstag. Bei der Be-

wertung, ab welchem zeitlichem Umfang der Ganztagsanspruch erfüllt 

ist, sind wesentliche Kriterien die Absicherung einer Erwerbstätigkeit 

der Eltern - Vereinbarkeit von Familie und Beruf - und die besondere 

soziale Situation des Kindes. Im Einzelfall können bei Bestehen von 

begründeten Zweifeln an der Bedarfsgerechtigkeit des zeitlichen Um-

fangs der Betreuung Nachweise zur elterlichen Erwerbstätigkeit oder 

sonstige Nachweise eingefordert werden.

Notwendige Begleitumstände (längerer Arbeitsweg, längere Fahrzeit 

etc.) sind bei der Entscheidung zu berücksichtigen.

(3) Für Schulkinder umfasst ein ganztägiger Platz sechs Stunden je 

Schultag, an den Ferientagen gilt Absatz 2 entsprechend.

(4) Kinder, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt nicht in Dessau-Roßlau 

haben, die im Übrigen jedoch die Voraussetzungen der Absätze 2 und 

3 erfüllen, können in einer Kindertageseinrichtung des Eigenbetriebes 

der Stadt Dessau-Roßlau nur im Rahmen verfügbarer Platzkapazi-

täten aufgenommen werden. Ein Rechtsanspruch auf einen Betreu-

ungsplatz besteht gegenüber der Stadt Dessau-Roßlau nicht; er rich-

tet sich vielmehr gegen die Gemeinde/Stadt, in der das Kind seinen 

gewöhnlichen Aufenthalt hat. Die Eltern haben eine Bestätigung der 

Gemeinde/Stadt vorzulegen, wonach die Gemeinde/Stadt in der das 

Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, mit einer auswärtigen Be-

treuung in der Stadt Dessau-Roßlau einverstanden ist.

Über Ausnahmen entscheidet das Jugendamt nach pflichtgemäßem 

Ermessen. Die Kostenerstattung nach § 12c KiFöG LSA regeln die ört-

lichen Träger der Jugendhilfe untereinander.

(5) Die Erziehungsberechtigten können für ihre Kinder, mit Ausnah-

me der Hortkinder, eine unmittelbar vor Beginn der Regelbetreuung 

stundenweise gestaffelte kostenpflichtige Eingewöhnungsphase von 

einem Monat in Anspruch nehmen. Sie soll an den ersten Tagen der 

Eingewöhnung aus Gründen einer schrittweisen Anpassung an die 

veränderte Lebenssituation des Kindes ohne Teilnahme am Mittags-

schlaf erfolgen. Die Betreuungszeit wird im Rahmen des Eingewöh-

nungsmonats individuell mit den Eltern schrittweise angehoben.

(6) In Notsituationen kann eine auf einen kurzen Zeitraum befristete 

Aufnahme erfolgen (Gastkinder), insbesondere für Alleinerziehende 

bei deren Erkrankung. Die Dauer der Aufnahme soll in der Regel 10 

Arbeitstage nicht überschreiten. Die Entscheidung über die Aufnahme 

erfolgt nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der zur Verfügung 

stehenden Plätze.

§ 3 
Öffnungszeiten
(1) Die Kindertageseinrichtungen sind in der Regel montags bis frei-

tags von 6.00 Uhr bis 17.00 Uhr geöffnet. Eine Änderung der täglichen 

Öffnungszeiten ist mit Zustimmung des Kuratoriums unter Berück-

sichtigung des örtlichen Bedarfes und der Möglichkeiten der Kinder-

tageseinrichtungen festzulegen.

Die Öffnungszeiten haben das Wohl der Kinder und die Belange der 

Erziehungsberechtigten zu berücksichtigen.

(2) Wird ein Kind im Einzelfall nicht bis zur Schließung der Einrich-

tung abgeholt und kommt kein Informationskontakt mit den Eltern 

oder weiteren Abholberechtigten zustande, entscheidet die Leiterin 

der Einrichtung über die Betreuung des Kindes in der Einrichtung und 

verständigt gegebenenfalls das Jugendamt zur Inobhutnahme durch 

den Allgemeinen Sozialen Dienst.

§ 4 
Angebotene Betreuung
(1) Der Eigenbetrieb der Stadt bietet unter den Voraussetzungen des 

§ 2 dieser Satzung Krippen- und Kindergartenplätze ganztägig oder 

als Teilzeitplätze sowie Hortplätze an.

(2) Es werden nachfolgende Betreuungszeiten angeboten:

a)  Für den Krippen- und Kindergartenbereich eine Betreuung:

-  bis 5 Stunden täglich

-  bis 6 Stunden täglich

-  bis 7 Stunden täglich

-  bis 8 Stunden täglich

-  bis 9 Stunden täglich

-  und einer Betreuung bis 10 Stunden täglich .

Der Rechtsanspruch auf einen Ganztagsplatz wird innerhalb der Öff-

nungszeit der jeweiligen Einrichtung erfüllt.

Im Interesse eines pädagogischen Konzepts können Kernzeiten durch 

den Eigenbetrieb festgelegt werden, die mit den Kuratorien und der 

Leiterin der jeweiligen Kindertageseinrichtung vorbesprochen wer-

den. Hierbei sind die Belange der Eltern, des Kindes und wirtschaftli-

che Gesichtspunkte gegeneinander abzuwiegen. Die vereinbarte und 

bestätigte Zeit gilt für ein Kindertageseinrichtungsjahr und ist jährlich 

bis Mai des Vorjahres neu festzulegen.

Die Betreuung beginnt mit dem Eintreffen des Kindes in der Einrich-

tung und endet mit dem Verlassen der Einrichtung.

b)  Für den Hortbereich

In der Schulzeit erfolgt eine Betreuung während der Öffnungszeiten 

der Horte bis zu 3 Stunden, bis zu 4 Stunden und bis zu 6 Stunden 

täglich.

Die Betreuung beginnt mit dem Eintreffen/der Übernahme des Hort-

kindes in den Hort. Sie endet mit dem Verlassen des Hortes.

In der Ferienzeit kann ein regelmäßiges Betreuungsangebot von bis 

zu 10 Stunden je Betreuungstag in Anspruch genommen werden (in 

der Zeit von montags bis freitags von 6.00 Uhr bis 17.00 Uhr). Die Be-

darfsmeldung der Eltern ist bis zu 4 Wochen vor Ferienbeginn bei der 

Leiterin des Hortes abzugeben. Näheres regelt die Kostenbeitragssat-

zung der Stadt Dessau- Roßlau.

(3) Eine Änderung der Betreuungsstunden ist grundsätzlich nur für 



Amtsblatt für die Stadt Dessau-Roßlau – Amtliches Verkündungsblatt –
Seite 22

Dessau-Roßlau, 27. Juli 2013 · Ausgabe 8/2013 · 7. Jahrgang

den vollen Monat möglich. In diesem Fall ist mindestens 3 Monate vor 

der Änderung ein schriftlicher Antrag an den Eigenbetrieb zu stellen. 

Über Ausnahmen, bei sich kurzfristig ergebender Arbeitsaufnahme 

oder anderen wichtigen Gründen entscheidet der Eigenbetrieb nach 

pflichtgemäßem Ermessen.

(4) Der Eigenbetrieb der Stadt Dessau-Roßlau ist berechtigt, einen 

Nachweis über den angezeigten individuellen Betreuungsbedarf in 

begründeten Einzelfällen zu verlangen. Die Eltern sind verpflichtet, 

Änderungen in ihrer Familie, die Auswirkungen auf den Betreuungs-

stundenbedarf haben, unverzüglich dem Eigenbetrieb schriftlich mit-

zuteilen.

(5) Die Eltern haben Beginn und Ende der täglichen Betreuungszeit vor 

Aufnahme des Kindes und bei Veränderungen der Leiterin der Einrich-

tung schriftlich mitzuteilen. Die Eltern sind verpflichtet, die festgeleg-

ten Betreuungsstunden nicht zu überschreiten.

Die vereinbarten Betreuungsstunden können in begründeten Fäl-

len (z. B. bei Schichtarbeit) in Abstimmung mit der Einrichtungs-

leiterin variabel genutzt werden, allerdings darf die Gesamtbe-

treuungszeit innerhalb einer Woche nicht überschritten werden. 

Bei angezeigtem Bedarf über die Regelöffnungszeit der Einrich-

tung (Randzeitenbetreuung) entscheidet der Eigenbetrieb nach 

pflichtgemäßem Ermessen über die Umsetzung eines Angebotes 

im Eigenbetrieb.

(6) Für den Fall, dass Kinder regelmäßig (mehr als drei mal im Vier-

teljahr) wegen Nichtabholung über die vereinbarte Betreuungszeit hi-

naus betreut werden müssen, werden diese Mehrbetreuungskosten 

den Eltern in Rechnung gestellt werden. Näheres regelt die Kosten-

beitragssatzung der Stadt Dessau-Roßlau.

(7) Der Eigenbetrieb sichert gegen Entgelt die Bereitstellung einer 

kindgerechten Frühstücks-, Mittags- und Vespermahlzeit in Kinder-

krippe und Kindergarten, für die Hortkinder ein Mittagsangebot nur 

in den Schulferien. Für Kinder bis zum vollendeten ersten Lebens-

jahr kann die von den Eltern mitgebrachte Kleinkindkost angeboten 

werden. Näheres regelt die Kostenbeitragssatzung der Stadt Dessau-

Roßlau.

§ 5 
Anmeldeverfahren
(1) Die Anmeldung und Aufnahme eines Kindes für eine kommunale 

Kindertageseinrichtung erfolgt durch schriftlichen Antrag der Eltern 

an den Eigenbetrieb. Für die Nutzung eines Krippen- oder Kindergar-

tenplatzes ist mit einer Anmeldefrist von mindestens 6 Monaten eine 

laufende Anmeldung zum 1. des Folgemonats möglich. Eine Anmel-

dung kann unter Beachtung der in Satz 2 angeführten Frist jederzeit 

erfolgen.

Bei der Platzvergabe in besonders nachgefragten Einrichtungen hat 

der Eigenbetrieb eine nach sachlichen Kriterien ausgerichtete Aus-

wahlentscheidung zu treffen, die sich an den Zielstellungen des KiFöG 

LSA und des Bildungsprogramms Bildung: elementar orientiert. Hier-

zu hat der Eigenbetrieb ein Prioritätensystem erarbeitet, welches die 

Platzanmeldung der Eltern an der Dringlichkeit des nachgewiesenen 

Bedarfs gewichtet.

Eltern, müssen vor Aufnahme gegenüber dem Eigenbetrieb einen 

Nachweis über die Dringlichkeit ihres Platzbedarfes erbringen.

(2) Für die Hortbetreuung muss, gemäß § 3 Abs. 6 Satz 3 KiFöG 

LSA, die Anmeldung spätestens zur Schulanmeldung bzw. zum 2. 

Schulhalbjahr für das kommende Schuljahr vorgenommen wer-

den.

(3) Voraussetzungen für die Aufnahme in einer Kindertageseinrichtung 

sind:

a) die Vorlage des vom Eigenbetrieb bestätigten Aufnahmeantrages 

bei der Leiterin der Kindertageseinrichtung,

b) eine ärztliche Bescheinigung über die gesundheitliche Eignung 

des Kindes (§ 18 (1) KiFöG), welche in der Kindertageseinrichtung 

vorzulegen ist; diese Bescheinigung sollte nicht älter als 3 Monate 

sein. Ausgenommen davon sind Hortkinder.

c) der Nachweis über die Durchführung der für das jeweilige Alter 

vorgesehenen Kinderuntersuchungen.

(4) Erscheint das Kind zum Aufnahmetermin nicht, sind die Eltern ver-

pflichtet, die Kindertageseinrichtung zu informieren. Erfolgt durch die 

Eltern zum Aufnahmetermin keine diesbezügliche Information, kann 

der Eigenbetrieb die anderweitige Vergabe des Platzes verfügen.

(5) Zur Sicherstellung einer kurzfristigen Kontaktaufnahme mit den 

Eltern ist jede Änderung der Anschrift und Telefonnummer der Eltern, 

der Notadresse sowie der Krankenkasse der Einrichtungsleiterin un-

verzüglich schriftlich mitzuteilen. Eine Veränderung der Wohnanschrift 

ist auch der Verwaltung des Eigenbetriebes schriftlich mitzuteilen. 

Kosten, die in Folge unterlassener Mitteilung entstehen, haben die 

Eltern zu tragen.

(6) Bei Wechsel der Betreuungsform (Krippe, Kindergarten, Hort ent-

sprechend § 4 KiFöG) ist erneut ein schriftlicher Antrag auf Aufnahme 

beim Eigenbetrieb zu stellen, für den Übergang von der Krippe in den 

Kindergarten spätestens 4 Wochen vor Vollendung des 3. Lebensjah-

res.

(7) Mit der Vollendung des dritten Lebensjahres besteht kein Anspruch 

auf die Weiterbetreuung im Kindergarten derselben Einrichtung. Das 

Gleiche gilt für den Übergang vom Kindergarten in den Hort.

§ 6 
Ende des Betreuungsverhältnisses
(1) Ist das Betreuungsverhältnis zwischen dem Eigenbetrieb und den 

Eltern nur auf Zeit vereinbart, endet es mit dem Ablauf des vereinbar-

ten Zeitpunktes.

(2) Eltern können das Betreuungsverhältnis für ihr Kind schriftlich mit 

einer Frist von 6 Wochen zum Ende eines Monats kündigen.

(3) Das Kind kann vom Besuch der Kindertageseinrichtung durch 

schriftlichen Bescheid des Eigenbetriebes ausgeschlossen werden. 

Der Ausschluss kann nur aus wichtigem Grund erfolgen.

Ein wichtiger Grund liegt in der Regel vor,

a. wenn das Kind länger als 14 Kalendertage unentschuldigt der Kin-

dertageseinrichtung fernbleibt und zuvor mindestens einmal die 

Eltern erfolglos durch die Leitung der Kindertageseinrichtung un-

ter Hinweis auf die Ausschlussmöglichkeit schriftlich aufgefordert 

worden sind, binnen einer Frist von einer Woche etwaige Hinde-

rungsgründe für den Besuch anzuzeigen,

b. wenn sich die Eltern/der Elternteil mit der Zahlung der zu ent-

richtenden Elternbeiträge in Höhe von mindestens zwei Monats-

beiträgen trotz schriftlicher Mahnung, wobei die Mahnung auf 

die Möglichkeit des Ausschlusses ausdrücklich hinweisen muss, 

in Verzug befindet. Eine Wiederaufnahme auch in einer anderen 

Kindertageseinrichtung des Eigenbetriebes, ist erst nach Beglei-

chung der Schuld möglich,

c. wenn ein Kind durch sein Verhalten, auch nach einem schriftlich 

erteilten Hinweis an die Eltern, in dem auf die Möglichkeit des 

Ausschlusses ausdrücklich hingewiesen worden ist, die Betreu-

ung und den pädagogischen Ablauf wiederholt erheblich stört.
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§ 7 
Erkrankung des Kindes
(1) Kann das Kind aufgrund der Einschätzung eines Arztes oder der 

Eltern die Kindertageseinrichtung wegen Krankheit nicht besuchen, 

ist die Leiterin der Einrichtung umgehend über das Fehlen des Kindes 

und die voraussichtliche Fehlzeit zu informieren.

(2) Stellt die Betreuungskraft bei der morgendlichen Annahme des 

Kindes in der Einrichtung fest, dass sein Allgemeinbefinden erheblich 

gestört ist und die Eignung für den Besuch der Kindertageseinrichtung 

in Frage steht, so kann sie die Annahme des Kindes von der Vorlage 

einer ärztlichen Bescheinigung abhängig machen, die die Unbedenk-

lichkeit des Einrichtungsbesuches bestätigt. Die Eltern haben jeden 

Verdachtsmoment einer Erkrankung des Kindes bei der morgendli-

chen Abgabe des Kindes der Betreuungskraft mitzuteilen.

(3) Nach Erkrankung des Kindes kann die Einrichtungsleiterin eine 

ärztliche Bescheinigung vor Rückkehr in die Kindertageseinrichtung 

von den Eltern verlangen, wenn Zweifel an der gesundheitlichen Ge-

nesung des Kindes vorliegen.

(4) Medikamente werden vom pädagogischen Fachpersonal nur nach 

schriftlicher Verordnung eines Arztes und elterlicher Zustimmung an 

die Kinder verabreicht.

(5) 

Wenn Eltern wünschen, dass Hortkinder selbständig vom Arzt verord-

nete Medikamente einnehmen sollen, sind die Eltern verpflichtet, den 

Hort schriftlich darüber in Kenntnis zu setzen.

(6) Wenn der begründete Verdacht besteht, dass das Kind an einer 

ernsten ansteckenden Krankheit (Infektionsschutzgesetz § 34 (1)) 

leidet:

a) sind die Eltern verpflichtet das Kind unverzüglich einem Arzt vor-

zustellen. Das Kind muss während dieser Zeit der Kindertagesein-

richtung fernbleiben.

b) sind die Eltern nach Aufforderung durch die Betreuungskraft zur 

Abholung des Kindes aus der Kindertageseinrichtung verpflichtet.

c) sind die Eltern verpflichtet, gemäß § 34 (5) Infektionsschutzgesetz 

die Leiterin der Kindertageseinrichtung unverzüglich darüber in 

Kenntnis zu setzen.

(7) Bei Verdacht oder Auftreten von Läusebefall ist die Leiterin der Kin-

dertageseinrichtung unverzüglich in Kenntnis zu setzen. Die Leiterin 

hat dem Gesundheitsamt darüber Meldung zu machen.

§ 8 
Aufsichtspflicht, Hausordnung
(1) Die Aufsicht auf dem Weg zur und von der Kindertageseinrichtung 

obliegt den Eltern. Soll die Abholung des Kindes an andere Personen 

als die Eltern erfolgen, ist eine schriftliche Erklärung des/der Erzie-

hungsberechtigten mit Name und Anschrift des Abholers bis spätes-

tens zum Abholtermin dem pädagogischen Fachpersonal zu überge-

ben. Die Erklärung beinhaltet die Übertragung der Aufsichtspflicht an 

den Abholer mit Übergabe des Kindes.

(2) Sollten die Eltern wünschen, dass ihre Kinder ohne Begleitung die 

Einrichtung verlassen dürfen, ist eine schriftliche Erklärung der Erzie-

hungsberechtigten erforderlich. In dieser Erklärung ist anzugeben, ab 

welcher Uhrzeit die Kinder die Einrichtung verlassen dürfen.

(3) Bei Hortkindern sind deren Eltern verpflichtet, ihre Kinder dahinge-

hend zu belehren, dass sie den Hort nicht unerlaubt verlassen dürfen.

(4) Die Hausordnung der jeweiligen Kindertageseinrichtung ist für alle 

Nutzer verbindlich.

§ 9 
Schließung von Kindertageseinrichtungen
(1) Jeweils in den Sommermonaten können die Kindertageseinrich-

tungen des Eigenbetriebes der Stadt Dessau-Roßlau für den Zeitraum 

von bis zu 2 Wochen geschlossen werden.

Die Schließdauer und Schließzeiten werden mit Zustimmung der 

Kuratorien von der Verwaltung des Eigenbetriebes festgelegt. Der 

Schließungstermin wird den Eltern bis Ende des Vorjahres bekannt 

gegeben. Kinder, für die während dieser Zeit eine Betreuung aufgrund 

der Erwerbstätigkeit der Eltern notwendig ist, für die jedoch nach-

weislich keine andere Betreuungsmöglichkeit besteht, werden auf 

Antrag vorübergehend in einer anderen Kindertageseinrichtung un-

tergebracht. Der Eigenbetrieb kann weitergehende Ausnahmen aus 

anderen zwingenden Gründen zulassen. Der Antrag ist in der Regel 

bis zum 31.01.des Kalenderjahres bei der Leiterin der Kindertages-

einrichtung einzureichen.

An den Brückentagen kann mit Zustimmung der Kuratorien die Kin-

dertageseinrichtung ebenfalls geschlossen werden. Für Kinder, steht 

im Bedarfsfall ein Betreuungsplatz in einer anderen Kindertagesein-

richtung zur Verfügung.

(2) Im Zeitraum zwischen Weihnachten und Neujahr können die Kin-

dertageseinrichtungen mit Zustimmung der Kuratorien geschlossen 

werden. Bei dringendem Platzbedarf in diesem Zeitraum muss der 

Eigenbetrieb bis zum 30.11. des laufenden Jahres in Kenntnis gesetzt 

werden, um für das Kind eine anderweitige Betreuung anbieten zu 

können.

§ 10 
Versicherung
(1) Jedes Kind ist während seines Aufenthaltes in einer Kindertages-

einrichtung des Eigenbetriebes der Stadt Dessau-Roßlau und auf dem 

Weg von und zur Einrichtung nach den gesetzlichen Bestimmungen 

unfallversichert.

(2) Jeder Wegeunfall, der einen Personen- und/oder Sachschaden mit 

sich bringt, ist unverzüglich der Leiterin der Kindertageseinrichtung 

zu melden.

§ 11 
Inkrafttreten
Die Satzung tritt am 1. August 2013 in Kraft.

Gleichzeitig tritt außer Kraft:

Satzung über die Nutzung der kommunalen Kindertageseinrichtungen 

der Stadt Dessau-Roßlau vom 29. Mai 2010 (Amtsblatt Juni 2010, 

S. 11-13).

Dessau-Roßlau, den 12.07.2013

  

Klemens Koschig

Oberbürgermeister
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Satzung 
zur Festlegung von Kostenbeiträgen für 
die Inanspruchnahme von Angeboten der 
Förderung und Betreuung von Kindern in 
Tageseinrichtungen und Tagespflegestellen 
in der Stadt Dessau-Rosslau
Auf der Grundlage der §§ 6 (1) und 8 (1) der Gemeindeordnung für 

das Land Sachsen-Anhalt in der Fassung der Bekanntmachung vom 

10. August 2009 (GVBl. LSA 2009, S.383), zuletzt geändert § 116 

geändert durch Gesetz vom 30. November 2011 (GVBl. LSA S. 814) 

i.V.m. § 2 Abs. 1 und § 5 des Kommunalabgabengesetzes des Lan-

des Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 13. Dezember 1996 (GVBl. LSA, S. 406), letzte berücksichtigte 

Änderung : §§ 13 und 13 a geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 

vom 2. Februar 2011 (GVBl. LSA S.58) sowie § 90 Abs. 1 S.1, Ziffer 3 

des Sozialgesetzbuches VIII in der Fassung der Bekanntmachung vom 

11. September 2012 (BGBl. I, S. 2022) , das zuletzt durch Gesetz vom 

16. April 2013 (BGBl. I S.254) geändert worden ist, i.V. m. § 13 des 

Gesetzes zur Förderung und Betreuung von Kindern in Tageseinrich-

tungen und in Tagespflege des Landes Sachsen- Anhalt (KiFöG) in der 

Fassung vom 5. März 2003 (GVBl. LSA, S. 48), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 31.01.2013 (GVBl. S. 38) wurde vom Stadtrat der Stadt 

Dessau-Rosslau in seiner Sitzung am 11. Juli 2013 die nachfolgende 

Satzung beschlossen :

§ 1 
Allgemeines
Für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung und Betreu-

ung von Kindern in Tageseinrichtungen sowie der Kindertagespflege 

in der Stadt Dessau-Rosslau werden Kostenbeiträge erhoben. Die 

Stadt Dessau-Rosslau legt die Höhe dieser Kostenbeiträge nach Maß-

gabe des § 13 KiFöG fest.

§ 2 
Kostenbeitrag für die 
Kindertageseinrichtungen und die 
Kindertagespflege
(1) Die Höhe des Kostenbeitrages für die Nutzung von Plätzen in Kin-

dertageseinrichtungen und der Kindertagespflege bemisst sich nach 

der Betreuungsart und dem zeitlichen Betreuungsumfang. Der Kos-

tenbeitrag beinhaltet keine Kosten für die Verpflegung. Hierzu treffen 

die Träger bzw. Tagespflegepersonen gesonderte Regelungen.

(2) Die Höhe des Kostenbeitrages setzt der Stadtrat der Stadt Dessau-

Rosslau fest. Ihre jeweilige Höhe ergibt sich aus der Anlage 1, die 

Bestandteil dieser Satzung ist.

(3) Der Kostenbeitrag für die Einrichtungen des Eigenbetriebs DeKiTa 

wird durch den Eigenbetrieb erhoben und eingezogen. Näheres re-

gelt die Kostenbeitragssatzung des Eigenbetriebes DeKiTa der Stadt 

Dessau-Rosslau.

(4) Die Kostenbeiträge für die Einrichtungen freier Träger werden 

durch die Träger erhoben und eingezogen.

(5) Die Kostenbeiträge für die Kindertagespflege werden durch das 

Jugendamt der Stadt Dessau-Rosslau durch Erlass eines Kostenbei-

tragsbescheides erhoben.

§ 3 
Ermäßigungen
(1) Der Kostenbeitrag ermäßigt sich auf Antrag für Kinder von Erzie-

hungsberechtigten mit 2 und mehr Kindern in der Familie auf die in 

der Anlage festgelegten Beträge. Berücksichtigt werden alle Kinder 

in der Familie, die gemäß § 3 Abs. 1 und 2 KiFöG einen Anspruch auf 

Tagesbetreuung haben.

(2) Die Regelung nach § 3 (1) dieser Satzung gilt befristet bis zum 

31.12.2013. Ab dem 01.01.2014 tritt die gesetzliche Regelung nach 

§ 13 Abs. 4 KiFöG an diese Stelle.

(3) Der Kostenbeitrag wird auf Grundlage des § 90 Abs. 3 SGB VIII auf 

Antrag ganz oder teilweise erlassen, wenn das Familieneinkommen 

die Einkommensgrenze nach § 85 SGB XII unterschreitet. Die Fest-

stellung der zumutbaren Belastung erfolgt auf der Grundlage der §§ 

82 bis 85, 87 und 88 des SGB XII.

(4) Es wird für folgende Personengruppen der Kostenbeitrag für die 

notwendige Betreuungszeit auf Antrag erlassen:

- Empfänger von Leistungen nach dem SGB II

- Alleinerziehende, die ausschließlich BAföG beziehen

Der Rechtsanspruch der Ganztagsbetreuung gilt für diese Personen-

gruppe mit einer Betreuungszeit von 8 Stunden als erfüllt.

Ein darüber hinaus gehender Betreuungsbedarf ist mit Nachweisen 

zu beantragen.

(5) Die Regelungen des § 3 Abs. 1 dieser Satzung findet keine An-

wendung auf betreute Kinder, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt 

nicht in Dessau-Rosslau haben (auswärtige Kinder). Anträge auf 

Übernahme (Ermäßigung bzw. Erlass) des Kostenbeitrages sind bei 

dem örtlich zuständigen Träger der öffentlichen Jugendhilfe zu stel-

len

(6) Empfängern von Elterngeld gemäß § 1 des Bundeselterngeld- und 

Elternzeitgesetzes (BEEG) ist eine Zahlung des Elternbeitrages für das 

Kind, für welches Erziehungs- bzw. Elterngeld gewährt wird, grund-

sätzlich selbst zuzumuten. Ausnahmen sind nur dann zulässig, wenn 

der Erziehungsgeld- bzw. Elterngeldempfänger seiner Erziehungsauf-

gabe nachweislich nicht nachkommen kann.

§ 4 
Betreuungszeiten
(1) Die Nutzung der Plätze in Tageseinrichtungen und in der Tages-

pflege in der Stadt Dessau-Rosslau wird zu folgenden täglichen Be-

treuungszeiten angeboten:

Für Krippe und Kindergarten und Tagespflege

für Hort

(2) Bei der 3-, 4- und 6-stündigen Hortbetreuung ist die Ferienbetreu-

ung einbezogen. Es wird kein gesonderter Beitrag für die Ferienbe-

treuung erhoben.

(3) Kinder, die ausschließlich die Ferienbetreuung in Anspruch neh-

men, haben die Wochenpauschale aus der 6-stündigen Hortbetreu-
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ung zu entrichten. Für bewegliche Ferientage wird der entsprechende 

Tagessatz erhoben.

(4) In der Eingewöhnungsphase der Kinder wird ein monatlicher Be-

treuungssatz erhoben, der sich aus dem Kostenbeitrag der vereinbar-

ten Betreuungszeit ergibt.

(5) Bei Aufnahme von Gastkindern ist der Tagessatz aus dem Kosten-

beitrag der vereinbarten Betreuungszeit zu zahlen.

(6) Für die Berechnung der Tagessätze gemäß Absatz 3, 4 und 5 ist 

der auf den nächsten vollen Euro gerundete 21. Teil eines Monatsbei-

trages maßgeblich.

§ 5 
Fälligkeit und Zahlung der Kostenbeiträge
(1) Der Kostenbeitrag wird als Monatsbeitrag erhoben.

(2) Die Heranziehung zu den Kostenbeiträgen erfolgt durch den Eigen-

betrieb DeKiTa, den Träger der Einrichtung bzw. dem Jugendamt gem. 

§ 2 Abs. 3, 4 und 5 dieser Satzung.

(3) Die Beitragspflicht beginnt mit dem 1. des Monats, in dem das 

Kind in der Kindertageseinrichtung bzw. der Tagespflege aufgenom-

men wird. Sie endet mit dem letzten Tag des Monats, in dem das Kind 

unter Einhaltung der für die jeweilige Einrichtung relevanten Bestim-

mungen abgemeldet wird.

(4) Der Kostenbeitrag wird für die Bereitstellung des Platzes erhoben 

und ist unabhängig von Fehlzeiten des Kindes (Krankheit, Urlaub usw.) 

in voller Höhe zu zahlen.

(5) Befinden sich Kostenbeitragsschuldner mit der Zahlung der zu ent-

richtenden Kostenbeiträge in Höhe von mindestens 2 Monatsbeiträ-

gen in Verzug, kann es nach vorheriger schriftlicher Mitteilung durch 

den Träger zum Ausschluss des Kindes aus der Kindertageseinrich-

tung bzw. der Kindertagespflege kommen. Im Falle des Ausschlusses 

endet die Beitragspflicht mit dem letzten Tag des Monats des Aus-

schlusstermins.

(6) Die Beitragspflicht für eine befristete Betreuung von Gastkindern 

beginnt mit der Aufnahme des Kindes und endet mit Ablauf der ver-

einbarten Betreuungszeit. Der Gastkostenbeitrag wird für die Bereit-

stellung des Platzes in der Kindertageseinrichtung bzw. Tagespflege 

erhoben und ist unabhängig von den Fehlzeiten des Kindes bis zum 

Ablauf der vereinbarten Betreuungszeit zu entrichten.

(7) Eine vorübergehende Schließung der Kindertageseinrichtung bzw. 

der Kindertagespflege (z.B. wegen Betriebsferien, übertragbaren 

Krankheiten nach dem Infektionsschutzgesetz) berechtigt nicht zur 

Kürzung des Kostenbeitrages.

(8) Der Kostenbeitrag ist wahlweise bis zum 5. Kalendertag des lau-

fenden Monats einzuzahlen oder wird am 15. Kalendertag des laufen-

den Monats im Lastschriftverfahren eingezogen

§ 6 
Schuldner der Kostenbeiträge
(1) Kostenbeitragsschuldner sind die Eltern der Kinder, die die Kin-

dertageseinrichtung besuchen. Zusammenlebende Eltern haften als 

Gesamtschuldner. Lebt das Kind nur mit einem Elternteil zusammen, 

so tritt dieser an die Stelle der Eltern.

(2) Erziehungsberechtigte, Personensorgeberechtigte und jede 

sonstige Person über 18 Jahre, die aufgrund einer Vereinbarung 

mit dem Personensorgeberechtigten nicht nur vorübergehende und 

nicht nur für einzelne Verrichtungen Aufgaben der Personensorge 

wahrnehmen und für das Kind Tagesbetreuung beantragt und einen 

Betreuungsvertrag abgeschlossen haben, treten an die Stelle der 

Eltern.

§ 7 
Anspruch auf Ermäßigung bzw. Befreiung, 
Mitwirkungspflicht
(1) Die Ermäßigung des Kostenbeitrages nach § 3 Abs. 1 dieser Sat-

zung erfolgt auf Antrag

erfolgt

-

ung in einer Einrichtung freier Träger erfolgt

-

tung des Eigenbetriebes erfolgt

(2) Die Übernahme bzw. der Erlass des Kostenbeitrages nach § 3 Abs. 

3 dieser Satzung erfolgt ausschließlich auf Antrag beim Jugendamt 

der Stadt Dessau-Rosslau.

(3) Die Erziehungsberechtigten sind gemäß §§ 60 ff SGB I verpflich-

tet, die zur Ermittlung der Ermäßigung des zu zahlenden Kostenbei-

trages notwendigen Angaben, insbesondere zu ihren Einkommens-

verhältnissen zu machen, und die erforderlichen Bescheinigungen 

beizubringen. Änderungen, die auf die Beitragshöhe Auswirkungen 

haben, müssen dem jeweiligen Träger bzw. dem Jugendamt der Stadt 

Dessau-Rosslau unverzüglich mitgeteilt werden.

(4) Zu Unrecht gewährte Ermäßigungen bzw. Erlasse können unter 

den Voraussetzungen der §§ 45 ff SGB X zurückgenommen oder wi-

derrufen werden, insbesondere wenn sie auf unzutreffende Angaben 

beruhen oder wesentliche Veränderungen in den persönlichen Ver-

hältnissen nicht mitgeteilt wurden.

§ 8 
Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am 1.August 2013 in Kraft und gilt befristet bis 

zum 31.07.2014.

Die Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen und Entgelten für 

die Inanspruchnahme von Kindertagespflege in der Stadt Dessau vom 

31.07.2010 tritt mit Wirkung vom 01.08.2013 außer Kraft.

  

Klemens Koschig

Oberbürgermeister

Dessau, den 12. 07.2013

Siehe Anlage 1 auf der nächsten Seite oben.
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Anlage 1

––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––––

Die Stadt Dessau-Roßlau als untere Abfallbehörde gibt hiermit 

bekannt:

Die Allgemeinverfügung zur Durchsetzung einer ordnungsgemä-

ßen und schadlosen Verwertung von Klärschlamm vom 06.11.2007, 

zuletzt geändert durch die Ergänzung zur Allgemeinverfügung vom 

22.01.2009, wird widerrufen und wie folgt ersetzt:

Allgemeinverfügung 
zur Durchsetzung einer ordnungsge-
mäßen und schadlosen Verwertung von 
Klärschlämmen, Klärschlammkomposten 
und -gemischen
Zur Durchsetzung einer ordnungsgemäßen und schadlosen Ver-

wertung von Klärschlämmen nach den Vorgaben gemäß der Klär-

schlammverordnung (AbfKlärV) und Bundes-Boden-

schutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) wird 

Folgendes verfügt:

1.  Klärschlammerzeuger (oder von diesen beauf-

tragte Dritte), die Klärschlämme abgeben wollen, 

welche auf landwirtschaftlich oder gärtnerisch 

genutzte Böden aufgebracht werden sollen oder 

die für andere bodenbezogene Nutzungen vorge-

sehen sind, sind verpflichtet, diese vor der Abgabe 

auf perfluorierte Tenside (PFT) der ausgewählten 

Verbindungen von Perfluoroctansäure (PFOA) und 

Perfluoroctansulfonat (PFOS) untersuchen zu las-

sen.

2.  Die Annahme von Klärschlämmen durch Betrei-

ber von Anlagen, welche eine Lagerung und/oder 

Behandlung von Klärschlämmen (z.B. in Kompos-

tierungsanlagen oder Anlagen zur Herstellung 

von Klärschlammgemischen) vorsehen, ist u.a. 

erst zulässig, nach dem vorhergehend eine Un-

tersuchung der Klärschlämme auf PFT (PFOA und 

PFOS) erfolgt ist und die Prüfberichte zur Untersu-

chung vorliegen. Die jeweiligen Prüfberichte über 

die Untersuchungen sind der zuständigen Behör-

de auf deren Verlangen vorzulegen.

 Für Betreiber vorgenannter Anlagen besteht die-

se Verpflichtung in Fällen wenn Klärschlämme, 

Klärschlammkomposte oder -gemische zur Auf-

bringung auf Böden im Sinne der AbfKlärV (§ 1 

Abs. 1) oder für andere bodenbezogene Nutzun-

gen, z.B. zur Herstellung einer durchwurzelbaren 

Bodenschicht sowie im Rahmen von Rekultivie-

rungsmaßnahmen oder für landschaftsbauliche 

Maßnahmen, vorgesehen sind.

3. Die Annahme von Klärschlämmen durch Abneh-

mer (§ 7 Abs. 3 AbfKlärV) ist zulässig, nach dem 

zuzüglich zu den Nachweispflichten die Untersu-

chungen auf PFT durch den Verpflichteten (§ 7 

Abs. 1 AbfKlärV) erfolgte und das Prüfergebnis der 

für die Aufbringungsfläche zuständigen Behörde 

mit dem betreffenden Lieferschein nach Anhang 

2 der AbfKlärV vorgelegt worden ist.

4. Klärschlämme, Klärschlammkomposte und -gemische dürfen zur 

Aufbringung auf landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Flä-

chen oder für andere bodenbezogene Nutzungen nur abgegeben 

oder angenommen werden, wenn die jeweilige Untersuchung 

von PFT nicht länger als zwei Jahre vor der vorgesehenen Ab-

gabe bzw. Annahme zurückliegt. Die Probenahmen und Untersu-

chungen sind von einer geeigneten und akkreditierten Prüfstelle 

vornehmen zu lassen. Die Prüfstelle kann von der zuständigen 

Behörde bestimmt werden.

5. Klärschlämme, Klärschlammkomposte oder -gemische, die nach 

Untersuchungsergebnissen PFT-Gehalte von ≥ 100 μg/kg TS 

(Summe: PFOA und PFOS) aufweisen, sind für bodenbezogene 

Nutzungen nicht geeignet.

 Der angeordnete Vorsorgewert von 100 μg/kg TS (Summe: PFOA 

und PFOS) gilt als eingehalten, wenn dieser um nicht mehr als 25 

% überschritten wird.

6. Die Nutzung von vorgenannten Klärschlämmen zur Aufbringung 

auf landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden oder zur 
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Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht sowie im Rah-

men von Rekultivierungsmaßnahmen und landschaftsbaulichen 

Maßnahmen ist bei Überschreitung vorgenannten (Vorsorge-) 

Wertes nicht zulässig.

7. Klärschlämme, Klärschlammkomposte oder -gemische, die nach 

Analysenergebnissen den vorgenannten Wert von 100 μg/kg TS 

- zuzüglich Toleranz von 25 % - überschreiten, sind durch thermi-

sche Behandlung einer allgemeinwohlverträglichen Beseitigung in 

dafür zugelassenen Verbrennungsanlagen zuzuführen.

8. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tage nach der Veröffentlichung 

als bekannt gegeben.

9. Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung können jederzeit ganz 

oder teilweise widerrufen bzw. mit weiteren Nebenbestimmungen 

versehen werden.

Begründung:

I. zum Widerruf

Nach § 1 Abs. 1 VwVfG LSA i. V. m. § 49 Abs. 1 VwVfG kann ein recht-

mäßiger, nicht begünstigender Verwaltungsakt, auch nachdem er 

unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung für die 

Zukunft widerrufen werden. Das Instrument des Widerrufs erlaubt 

der Behörde die Reaktion auf tatsächliche Veränderungen nach Er-

lass des Verwaltungsaktes. Im Rahmen meines hierfür bestehenden 

Ermessens habe ich mich zum Widerruf entschieden, da die Allge-

meinverfügung nicht mehr den Anforderungen zur ordnungsgemäßen 

und schadlosen Verwertung von Klärschlamm genügt. Die getroffenen 

Regelungen sind zu konkretisieren und den aktuellen rechtlichen Vo-

raussetzungen anzupassen.

II. zur Allgemeinverfügung

Die getroffenen Anordnungen betreffen stoffbezogen Klärschläm-

me im Sinne der Begriffsbestimmungen über Klärschlämme gemäß  

§ 2 Abs. 2 der AbfKlärV. Als Klärschlamm im Sinne dieser Verordnung 

gelten danach auch Klärschlammkomposte und Klärschlammgemi-

sche. Klärschlammgemische sind Mischungen aus Klärschlamm mit 

anderen geeigneten Stoffen gemäß Düngemittelverordnung (DüMV). 

Klärschlammkomposte sind kompostierte Klärschlammgemische.

Zur Durchsetzung einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwer-

tung von Klärschlämmen wurde auf Grund von § 7 (3) des KrWG und 

in Umsetzung der AbfKlärV sowie zur Einhaltung der materiellen An-

forderungen des Bodenschutzes gemäß der BBodSchV für bodenbe-

zogene Nutzungen von Klärschlämmen der i.R. stehende Vorsorge-

wert für PFT angeordnet.

Nach § 7 Abs. 3 KrWG hat die Verwertung von Abfällen - hier Klär-

schlämme, Klärschlammkomposte und -gemische - ordnungsgemäß 

und schadlos zu erfolgen. Die Verwertung erfolgt danach ordnungsge-

mäß, wenn sie im Einklang mit den Vorschriften dieses Gesetzes und 

anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften steht. Sie erfolgt schadlos, 

wenn nach der Beschaffenheit der Abfälle, dem Ausmaß der Verunrei-

nigungen und der Art der Verwertung Beeinträchtigungen des Wohls 

der Allgemeinheit nicht zu erwarten sind, insbesondere keine Schad-

stoffanreicherung im Wertstoffkreislauf erfolgt.

Die nach § 11 Abs. 2 KrWG erlassene AbfKlärV gibt zur Umsetzung der 

Anforderungen an eine ordnungsgemäße und schadlose Verwertung 

von Abfällen vor, dass Klärschlämme gemäß § 3 Abs. 1 der AbfKlärV 

auf landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden nur so aufge-

bracht werden dürfen, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht beein-

trächtigt wird.

Im Übrigen gelten für das Aufbringen von Klärschlamm nach der 

AbfKlärV auch die Bestimmungen des Düngemittelrechts (DüG und 

DüMV) entsprechend.

Nach der AbfKlärV erfolgt die Aufbringung von Klärschlämmen auf Bö-

den schadlos, wenn hinsichtlich der Beschaffenheit der Abfälle und 

dem Ausmaß der Verunreinigungen sowie von der Art der Verwertung 

keine Beeinträchtigungen des Wohls der Allgemeinheit zu erwarten 

sind. Hinsichtlich ihrer Beschaffenheit und dem Ausmaß von Verunrei-

nigungen sind nach §§ 3 und 4 der AbfKlärV zur Bewertung von Klär-

schlämmen umfangreiche Untersuchungen von anorganischen und 

organischen Parametern vorgegeben, um prüfen zu können, ob unter 

Berücksichtigung der Einhaltung der Vorgabewerte eine vorgesehene 

Aufbringung von Klärschlämmen auf landwirtschaftlich oder gärtne-

risch genutzte Böden schadlos und somit zulässig ist und insofern 

zu erwarten ist, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt 

wird.

Von einer Beeinträchtigung des Wohles der Allgemeinheit wäre im Fal-

le der Aufbringung von Klärschlämmen auf Böden dann auszugehen, 

wenn nach Untersuchung ein einzelner oder mehrere Vorgabewert/e 

gemäß AbfKlärV im Klärschlamm überschritten ist/sind und folglich 

von der Aufbringung eine Beeinträchtigung oder Gefährdung eines 

Schutzgutes zu erwarten ist.

Im Falle der Anordnung über den festgesetzten Vorsorgewert für PFT 

ist festzustellen, dass die geltende AbfKlärV für diese organischen 

Parameter und die Stoffkonzentrationen von PFOA und PFOS keine 

Vorgaben enthält.

Bei der Entscheidung zur Festsetzung des Vorsorgewertes wurden 

aus der Stoffgruppe von PFT die chemischen Einzelverbindungen aus-

gewählt, die nach vorliegenden wissenschaftlichen Bewertungen für 

die Umwelt und den Menschen das höchste toxische Gefährdungspo-

tential aufweisen. Bei diesen Einzelverbindungen aus der Stoffgruppe 

der PFT mit dem höchsten Risikopotential handelt es sich um Perflu-

oroctansäure (PFOA) und Perfluoroctansulfonat (PFOS), den toxikolo-

gisch bedeutsamsten Verbindungen aus der Substanzklasse von PFT. 

Diese werden deshalb auch als Leitparameter aus der Gruppe der PFT 

bezeichnet.

PFOA und PFOS sind chemische Stoffe, die in der Umwelt schwer ab-

baubar sind (persistent), sich in der Nahrungskette anreichern (bioak-

kumulierbar) und giftig (toxisch) sind. Stoffe mit diesen Eigenschaften 

werden als PBT-Stoffe bezeichnet. PFOA und PFOS reichern sich im 

Blut und in der Leber an und weisen Halbwertszeiten von mehreren 

Jahren im menschlichen Körper auf. Im Tierversuch wurden für diese 

Verbindungen eine Reihe toxischer Effekte beobachtet, insbesondere 

hinsichtlich Tumorbildung und Reproduktionstoxizität.

Aufgrund des ubiquitären Nachweises dieser perfluorierten organi-

schen Verbindungen in Umwelt- und Humanproben sowie wegen ihrer 

reproduktionstoxischen und kanzerogenen Eigenschaften sind diese 

Verbindungen als kritisch zu bewerten (US EPA, 2005; OECD, 2002).

Die Untersuchung und Bewertung von Klärschlämmen, welche durch 

PFT verunreinigt sein können, ist insofern aus Vorsorgegründen zwin-

gend geboten, um sicherzustellen, dass eine vorgesehene bodenbe-

zogene Nutzung ordnungsgemäß und schadlos bzw. allgemeinwohl-

verträglich ist.

Die zuständige Behörde kann aus Vorsorge nach § 3 Abs. 5 Satz 2 

AbfKlärV zur Vermeidung des Eintrags von Schadstoffen - hier PFT 

- in Böden, welche zu Beeinträchtigungen oder Gefährdungen von 

Schutzgütern führen können, die Untersuchung in Klärschlämmen auf 

weitere Inhaltstoffe - als die vorgegebenen - ausdehnen.

Von einer solchen Ausdehnung zur Untersuchung über den nach Abf-

KlärV vorgegebenen Umfang hinaus kann die zuständige Behörde auf 

Grundlage des KrWG im Einzelfall die erforderlichen Anordnungen 

zur Durchführung dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes 
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erlassenen Rechtsverordnungen - hier AbfKlärV - treffen. Von dieser 

Anordnungsbefugnis wurde hier nach § 62 KrWG i.V.m. § 3 (5) Satz 

2 der AbfKlärV Gebrauch gemacht, um die im speziellen Fachrecht 

nach AbfKlärV zum Schutze des Bodens fehlenden Vorgaben für PFT 

in Klärschlämmen im Falle der Aufbringung auf landwirtschaftlich 

oder gärtnerisch genutzte Böden zu ergänzen. Die Anordnungen zur 

Untersuchung von PFOA und PFOS in Klärschlämmen durch die Ver-

pflichteten - hier Betreiber von Abwasserbehandlungsanlagen (§ 3 

Abs. 7 AbfKlärV) - sind daher nach § 3 (5) Satz 2 AbfKlärV begründet, 

weil die zuständige Behörde die Untersuchung auf weitere Inhaltstof-

fe im Klärschlamm ausdehnen kann, wenn es aus Vorsorgegründen 

zur Sicherstellung einer allgemeinwohlverträglichen Aufbringung von 

Klärschlämmen auf landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Bö-

den geboten ist.

Die angeordneten Untersuchungen und Begrenzungen von PFOA und 

PFOS im Klärschlamm auf 100 μg/kg TS sind weiterhin geboten, weil 

bei einer vorgesehenen Aufbringung von Klärschlämmen auf landwirt-

schaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden zuzüglich zu den Regelun-

gen gemäß AbfKlärV die Bestimmungen des Düngemittelrechts (§ 3 

Abs. 1 Satz 2 AbfKlärV) ergänzend anzuwenden sind. Danach gelten in 

allen Fällen der Aufbringung von Klärschlämmen als Düngemittel die 

Vorgaben nach dem DüG (§ 1) und der DüMV. Nach Anhang 2, Tabel-

le 1, Ziff. 1.4...Schad-stoffe, der DüMV ist die Aufbringung von Klär-

schlämmen auf landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden 

zulässig, sofern u.a. der im Klärschlamm gemessene (Grenz-) Wert für 

PFT (Summe: PFOA und PFOA) von 0,1 mg/kg TS nicht überschritten 

wird. Eine Untersuchung und Begrenzung von PFT gemäß Anordnung 

ist für diese Fälle nach den Vorgaben der DüMV unerlässlich, weil 

diese nicht in der AbfKlärV enthalten sind.

Die getroffenen Anordnungen zur Untersuchung und Begrenzung von 

PFT in Klärschlämmen sind auch in den Fällen von bodenbezogenen 

Nutzungen von Klärschlämmen begründet, sofern diese außerhalb 

von landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzten Böden auf oder 

in Böden auf- und eingebracht werden sollen. Die Anordnungen er-

folgten deshalb - zweitens - für weitere Fälle von bodenbezogenen 

Nutzungen, wie z.B. zur Herstellung einer durchwurzelbaren Boden-

schicht sowie im Rahmen von Rekultivierungsmaßnahmen, um die 

Entstehung von schädlichen Bodenveränderungen im Sinne von § 12 

(2) der BBodSchV zu vermeiden.

Dazu Folgendes: In der Praxis ist davon auszugehen, dass Betreiber 

von Anlagen - z.B. von Kompostierungsanlagen oder zur Herstellung 

von Klärschlammkomposten oder -gemischen - angenommene Klär-

schlämme lagern und/oder behandeln und danach die i.R. stehen-

den Klärschlämme für Rekultivierungsvorhaben oder Maßnahmen 

im Landschaftsbau selbst extern nutzen oder zur Nutzung an Dritte 

abgeben. Im Rahmen dieser bodenbezogenen Nutzungen von Klär-

schlämmen sind die materiellen Anforderungen an das Auf- und Ein-

bringen von Materialien auf oder in Böden nach den Vorgaben des 

BBodSchG und der BBodSchV zu beachten. Danach hat derjenige, 

der auf den Boden einwirkt oder einwirken lässt, die Pflicht, Vorsor-

ge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen zu treffen 

(„Vorsorgepflicht“ gemäß § 7 Satz 1 BBodSchutzG). Bei jedem Re-

kultivierungsvorhaben sind folglich die materiellen Festsetzungen des 

Bodenschutzrechtes einzuhalten, insbesondere die sich aus § 6 des 

BBodSchG an das „Auf- und Einbringen von Materialien auf oder in 

den Boden“ ergebende Verordnungsermächtigung, die durch die BBo-

dSchV erfüllt wurde.

Nach § 3 (1) Nr. 1 BBodSchG findet dieses Gesetz auf schädliche Bo-

denveränderungen Anwendung, soweit Vorschriften nach dem Kreis-

laufwirtschaftsgesetz das Aufbringen von Abfällen, hier Klärschläm-

me, auf Böden nicht ausreichend zum Schutze des Bodens regeln. 

Enthalten die spezielleren Regelungen anderer Rechtsbereiche - wie 

die der AbfKlärV - keine ausreichenden Maßstäbe zum Schutze des 

Bodens, so entfaltet das Bodenschutzrecht eine Auffangfunktion in  

§ 3 (1) des BBodSchG.

Zur Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht dürfen gemäß 

§ 12 (1) der BBodSchV nur Bodenmaterial sowie Baggergut nach DIN 

19731 und Gemische von Bodenmaterial mit solchen Abfällen auf 

oder in Böden auf- und eingebracht werden, die die stofflichen Qua-

litätsanforderungen der nach § 11 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 

erlassenen Verordnungen sowie der Klärschlammverordnung erfül-

len. Diesen Anforderungen folgend ist nach Absatz 2 des § 12 der 

BBodSchV eine bodenbezogene Nutzung von Klärschlämmen durch 

das Auf- oder Einbringen auf und in eine durchwurzelbare Boden-

schicht oder zur Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht 

sowie im Rahmen von Rekultivierungsvorhaben einschließlich Wie-

dernutzbarmachung zulässig, wenn insbesondere nach Art, Menge, 

Schadstoffgehalten und physikalischen Eigenschaften der Materialien 

sowie nach den Schadstoffgehalten der Böden am Ort des Auf- oder 

Einbringens die Besorgnis des Entstehens schädlicher Bodenverän-

derungen gemäß § 7 Satz 2 des Bodenschutzgesetzes und nach § 9 

der BBodSchV nicht hervorgerufen wird.

Nach § 9 Abs. 1 der BBodSchV sind schädliche Bodenveränderungen 

in der Regel nicht zu besorgen, wenn

1. die nach Anhang 2 Nr. 4 der BBodSchV vorgegebenen „Vorsorge-

werte“ nicht überschritten werden und

2. keine erhebliche Anreicherung von anderen Schadstoffen im 

Boden erfolgt, die auf Grund ihrer krebserzeugenden, erbgutver-

ändernden, fortpflanzungsgefährdenden oder toxischen Eigen-

schaften in besonderem Maße geeignet sind, schädliche Boden-

veränderungen herbeizuführen.

Nach § 9 (1) Nr. 2 der BBodSchV ist demzufolge dann vom Entstehen 

schädlicher Bodenveränderungen auszugehen, wenn eine erhebliche 

Anreicherung von anderen Schadstoffen im Boden erfolgen kann, 

welche auf Grund ihrer Eigenschaften - wie hier PFT - in besonderem 

Maße geeignet sind, schädliche Bodenveränderungen herbeizufüh-

ren. Die getroffenen Anordnungen sind insofern für diese Fälle von 

bodenbezogenen Nutzungen die spezielleren Regeln, welche gemäß 

Vorsorgeanforderungen (§ 10 Abs. 2 BBodSchV) zum Schutze des Bo-

dens anzuwenden sind, weil andere Maßstäbe und Vorsorgewerte im 

Fachrecht fehlen.

Sogenannte „andere Schadstoffe“ nach § 9 (1) Nr. 2 BBodSchV sind 

z.B. Stoffe wie PFOA und PFOS. Für diese Stoffe sind gemäß AbfKlärV 

und nach Anhang 2 Nr. 4 der BBodSchV keine Stoffkonzentrationen für 

bodenbezogene Nutzungen vorgegeben. In Fällen von bodenbezoge-

nen Nutzungen von Klärschlämmen, welche i.d. Regel PFT enthalten, 

können insofern ohne die aus Vorsorgegründen getroffenen Anord-

nungen schädliche Bodenveränderungen durch diese (PBT-) Stoffe 

hervorgerufen werden, welche zu vermeiden sind.

Aus der Sicht des Bodenschutzes sowie unter dem abfallrechtlichen 

Aspekt einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwertung von Klär-

schlämmen wird im Land Sachsen-Anhalt eine an der Vorsorge orien-

tierte Herangehensweise praktiziert.

Die getroffene Anordnung, dass bei einer Überschreitung des Vorsor-

gewertes von 25 % dieser noch als eingehalten gilt, begründet sich, 

um Messabweichungen in den Untersuchungen von PFOA und PFOS 

aus der Stoffgruppe von PFT Rechnung zu tragen.

Die Überschreitung des Vorsorgewertes gilt als nachgewiesen, wenn 
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die ermittelten Gehalte aus der Summe von PFOA und PFOS um mehr 

als 25 % über dem angeordneten Vorsorgewert liegen.

Nach Untersuchungs- und Forschungsergebnissen über PFT und de-

ren chemischer Verbindungen sowie nach der in anderen Bundeslän-

dern angewandten Praxis von Anordnungen zur Begrenzung von PFT 

in Klärschlämmen ist bei dem hier festgelegten Vorsorgewert im Ein-

zelfall von einem notwendigen und ausreichenden Schutz des Bodens 

und der Gesundheit von Menschen auszugehen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach 

Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei 

der Stadt Dessau-Roßlau, Zerbster Straße 4, 06844 Dessau-Roßlau 

schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.

Dessau-Roßlau, 12.07.2013

  

Klemens Koschig

Oberbürgermeister

Bekanntmachung Masterplan Innenstadt
Der Stadtrat hat in seiner öffentlichen Sitzung am 10.07.2013 den 

Masterplan Innenstadt (Schlussfassung) beschlossen.

Ziel des Masterplans Innenstadt Dessau (MPI) ist es, entsprechend 

der Beschlusslagen des Stadtrates der Stadt Dessau-Roßlau zum 

Leitbild (2011) und Zentrenkonzept (2009), eine nachhaltige, ober-

zentrale Funktionalität im Stadtkern zu sichern.

Er stellt die Leitlinie für den Kernbereich Innenstadt Dessau in den 

nächsten 15 Jahren dar und untersetzt kleinräumig das Integrierte 

Stadtentwicklungskonzept (INSEK) für die Innenstadt.

Die Profilierung der „urbanen Kerne“, insbesondere des „Innerstädti-

schen urbanen Kerns“ ist damit die wichtigste Aufgabe der Stadtent-

wicklung.

In der Stärkung der oberzentralen Funktionen bezieht sich der MPI 

auf die Empfehlungen aus dem „Weißbuch Innenstadt“ des Bundes-

ministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung von 2011, in dem 

die Innenstädte als Marktplatz, als Wirtschaftsraum und Arbeitsort, als 

Wohn- und Lebensraum, als Ort der Integration und als Ort von Kultur, 

Baukultur und Stadtleben definiert werden. Dabei wird der Mobilität 

in den Innenstädten und der Vernetzung ihrer zentralen Bereiche eine 

hervorgehobene Stellung eingeräumt.

Der MPI soll zukünftig als Arbeitsinstrument und Planungsgrundlage 

bei der Entscheidung über Investitionen und der Planung des kommu-

nalen Haushalts sowie für die Fördermittelanmeldung herangezogen 

werden.

Ab 01.08.2013 wird der beschlossene Masterplan Innenstadt im In-

ternet einsehbar sein.

Der Beschluss wird hiermit ortsüblich bekanntgemacht.

Dessau-Roßlau, 12.07.2013

  

Klemens Koschig

Oberbürgermeister

Bekanntmachung 
Öffentliche Auslegung des 1. Entwurfes 
des Sachlichen Teilplans „Daseinsvorsorge 
- Ausweisung der Grundzentren in der 
Planungsregion Anhalt-Bitterfeld-
Wittenberg“
Mit Beschluss der Regionalversammlung der Regionalen Planungs-
gemeinschaft Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg als Träger der Regional-
planung für die Planungsregion Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg, gemäß 
§ 17 Abs. 1 Landesplanungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt vom 
28.04.1998 (LPIG, GVBI. LSA 1998, S. 255 in der gültigen Fassung) auf 
ihrer 22. Sitzung am 12. April 2013 wurde der 1. Entwurf des Sach-
lichen Teilplans „Daseinsvorsorge - Ausweisung der Grundzentren in 
der Planungsregion Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg“ beschlossen und 
das öffentliche Beteiligungsverfahren eingeleitet.
Gemäß § 10 Abs. 1 Raumordnungsgesetz vom 22.12.2008 (ROG, 
BGBl. I S. 2986 in der gültigen Fassung) in Verbindung mit § 7 Abs. 
4 LPIG wird der Öffentlichkeit und den in ihren Belangen berührten 
öffentlichen Stellen Gelegenheit gegeben, ihre Anregungen und Be-
denken vorzubringen.
Ort und Dauer der Auslegung werden hiermit gemäß § 10 Abs. 1 ROG 
in Verbindung mit § 7 Abs. 4 LPIG öffentlich bekannt gemacht.
Der 1. Entwurf des Sachlichen Teilplans „Daseinsvorsorge - Auswei-
sung der Grundzentren in der Planungsregion Anhalt-Bitterfeld-Wit-
tenberg“ mit Begründung sowie Umweltbericht liegt in der Zeit
vom 19.08.2013 bis 20.09.2013
in den nachfolgend genannten Dienststellen zur kostenlosen Einsicht-
nahme durch jedermann zu den angegebenen Zeiten öffentlich aus:
Regionale Planungsgemeinschaft Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg, Am 
Flugplatz 1, 06366 Köthen (Anhalt)
Montag  08.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 15.30 Uhr
Dienstag  08.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.30 Uhr
Mittwoch  08.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Donnerstag  08.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Freitag  08.00 Uhr bis 12.00 Uhr
Stadt Dessau-Roßlau
Technisches Rathaus Roßlau, 06862 Dessau-Roßlau, Amt f. Stadtent-
wicklung, Stadtplanung und Denkmalpflege, Finanzrat-Albert-Straße 2
in der Zeit von:
Montag  08.00 Uhr bis 12.00 Uhr
Dienstag  08.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.30 Uhr bis 17.30 Uhr
Mittwoch  08.00 Uhr bis 12.00 Uhr
Donnerstag  08.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.30 Uhr bis 16.00 Uhr
Freitag  08.00 Uhr bis 12.00 Uhr
sowie in der
Hauptbibliothek der Anhaltischen Landesbücherei, 06844 Dessau-
Roßlau, Zerbster Straße 10
in der Zeit von
Montag  10.00 Uhr bis 18.00 Uhr
Dienstag  10.00 Uhr bis 18.00 Uhr
Mittwoch  geschlossen
Donnerstag  10.00 Uhr bis 18.00 Uhr
Freitag  10.00 Uhr bis 18.00 Uhr
Samstag  10.00 Uhr bis 13.00 Uhr

Die Unterlagen können zusätzlich im Internet unter der Adresse www.

regionale-planungsgemeinschaft-anhalt-bitterfeld-wittenberg.de/

Teilplan
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Daseinsvorsorge abgerufen werden.

Jedermann kann seine Anregungen und Bedenken bis zum Ende der 

Äußerungsfrist am 11. Oktober 2013 an die Postanschrift

Regionale Planungsgemeinschaft Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg

Geschäftsstelle

06359 Köthen (Anhalt)

sowie per E-Mail an die elektronische Postadresse: onlinebeteiligung.

rpg.abw@googlemail.com

schriftlich übermitteln oder zur Niederschrift zu den o.g. Sprechzeiten 

vorbringen.

Es werden nur die Stellungnahmen berücksichtigt, die im Original 

mit rechtsverbindlicher Unterschrift vorliegen. Nach dem Ende der 

Äußerungsfrist eingehende Stellungnahmen können keine Berück-

sichtigung finden. Eventuelle Kosten, die bei der Einsichtnahme oder 

bei der Geltendmachung von Anregungen und Bedenken entstehen, 

werden nicht erstattet.

Köthen (Anhalt), den 22.07.2013

gez. Dannenberg

stellv. Vorsitzender

Satzung 
über die Erhebung von Kostenbeiträgen 
und Entgelten für die Benutzung der 
kommunalen Kindertageseinrichtungen 
des Eigenbetriebes Dessau-Roßlauer 
Kindertagesstätten der Stadt Dessau-
Roßlau (Kostenbeitragssatzung)
Auf der Grundlage der §§ 6 (1) und 8 (1) der Gemeindeordnung für 

das Land Sachsen-Anhalt in der Fassung der Bekanntmachung vom 

10. August 2009 (GVBl. LSA, 2009, S.383), zuletzt geändert § 116 

geändert durch Gesetz vom 30. November 2011 (GVBl. LSA S. 814) 

i.V.m. § 2 Abs. 1 und § 5 des Kommunalabgabengesetzes des Landes 

Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

13. Dezember 1996 (GVBl. LSA, 1996 S. 405, letzte berücksichtigte 

Änderung: §§ 13 und 13a geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

2. Februar 2011 (GVBl. LSA S. 58), sowie § 90 Abs. 1 S.1, Ziffer 3 

des Sozialgesetzbuches VIII in der Fassung der Bekanntmachung vom 

11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch Gesetz vom 

16. April 2013 (BGBl. I S. 795) geändert worden ist i. V. m. § 13 des 

Gesetzes zur Förderung und Betreuung von Kindern in Tageseinrich-

tungen und in Tagespflege des Landes Sachsen- Anhalt (KiFöG LSA) 

in der Fassung vom 05.03.2003 (GVBl. LSA, S.48), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 31.01.2013 (GVBl. S. 38) und der Satzung zur Fest-

legung von Kostenbeiträgen für die Inanspruchnahme von Angebo-

ten der Förderung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen 

und Tagespflegestellen in der Stadt Dessau-Roßlau vom 11.07.2013 

wurde vom Stadtrat der Stadt Dessau-Roßlau in seiner Sitzung am 

11.07.2013 die nachfolgende Satzung beschlossen:

§ 1 
Allgemeines
Der Eigenbetrieb Dessau-Roßlauer Kindertagesstätten erhebt Kosten-

beiträge für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung und 

Betreuung von Kindern in den kommunalen Kindertageseinrichtungen 

des Eigenbetriebes der Stadt Dessau-Roßlau nach Maßgabe des § 13 

KiFöG und der Satzung zur Festlegung von Kostenbeiträgen für die 

Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung und Betreuung von 

Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflegestellen in der Stadt 

Dessau-Roßlau vom 11.07.2013 sowie dieser Satzung. Hierzu erlässt 

der Eigenbetrieb Gebührenbescheide. Für Verpflegungsleistungen 

wird ein privatrechtliches Entgelt erhoben.

§ 2 
Kostenbeitrag für die kommunalen 
Einrichtungen
(1) Die Höhe der Kostenbeiträge ist in der Anlage 1 der Satzung zur 

Festlegung von Kostenbeiträgen für die Inanspruchnahme von Ange-

boten der Förderung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtun-

gen und Tagespflegestellen in der Stadt Dessau-Roßlau und in der 

Satzung selbst geregelt. Der Kostenbeitrag wird durch den Eigenbe-

trieb Dessau-Roßlauer Kindertageseinrichtungen (im Folgenden kurz: 

Eigenbetrieb) der Stadt Dessau-Roßlau erhoben und ist an diesen zu 

zahlen.

(2) Eine vorübergehende Schließung der Kindertageseinrichtung (z.B. 

wegen Betriebsferien, übertragbaren Krankheiten nach dem Infekti-

onsschutzgesetz), berechtigt nicht zur Kürzung des Kostenbeitrages.

(3) Rückständige Gebührenforderungen werden im Verwaltungs-

zwangsverfahren beigetrieben.

§ 3 
Ermäßigungen
(1) Der Kostenbeitrag ermäßigt sich auf der Grundlage des § 3 Abs. 1 

der Satzung zur Festlegung von Kostenbeiträgen für die Inanspruch-

nahme von Angeboten der Förderung und Betreuung von Kindern 

in Tageseinrichtungen und Tagespflegestellen in der Stadt Dessau-

Roßlau und der Anlage 1 zu dieser Satzung (Geschwisterermäßigung) 

i.V.m. § 13 Abs. 4 des KiFöG LSA. Hierzu müssen dem Eigenbetrieb 

dokumentarische Nachweise vorgelegt werden.

(2) Der Kostenbeitrag wird auf Grundlage des § 90 Abs. 3 SGB VIII auf 

Antrag ganz oder teilweise vom Jugendamt der Stadt Dessau-Roßlau 

als zuständigen Träger der öffentlichen Jugendhilfe übernommen.

Näheres regelt § 3 (2) bis (5) und § 7 der Satzung zur Festlegung von 

Kostenbeiträgen für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förde-

rung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tages-

pflegestellen in der Stadt Dessau-Roßlau. Der Antrag auf Übernahme 

ist beim Jugendamt der Stadt Dessau-Roßlau zu stellen.

§ 4 
Betreuungszeiten
(1) Der Eigenbetrieb Dessau-Roßlauer Kindertagesstätten ermöglicht 

die Nutzung der Plätze in den entsprechend § 4 der Satzung über 

die Nutzung der kommunalen Kindertageseinrichtungen der Stadt 

Dessau-Roßlau angebotenen Betreuungszeiten.

(2) Bei der regulären Hortbetreuung ist die Ferienbetreuung einbezo-

gen. Es wird kein gesonderter Beitrag für die Ferienbetreuung erho-

ben.

(3) Für Kinder, die ausschließlich die Ferienbetreuung in Anspruch 

nehmen, ist die Wochenpauschale ist die Wochenpauschale nach  

§ 4 Absatz 4 und Anlage 1 der Satzung zur Festlegung von Kosten-
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beiträgen für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung und 

Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflegestellen 

in der Stadt Dessau-Roßlau zu entrichten. Für bewegliche Ferientage 

wird der entsprechende Tagessatz erhoben.

(4) Die vereinbarte Betreuungszeit darf nicht überschritten werden. 

Bei wiederholten Verstößen gegen diese Regelung wird im Rahmen 

einer Nachberechnung eine Verwaltungsgebühr in Höhe von 4,50 EUR 

erhoben.

(5) In der Eingewöhnungsphase der Kinder wird ein monatlicher Be-

treuungssatz erhoben, der sich aus dem Kostenbeitrag der vereinbar-

ten Betreuungszeit ergibt.

(6) Bei Aufnahme von Gastkindern ist der Tagessatz aus dem Kosten-

beitrag der vereinbarten Betreuungszeit zu zahlen.

(7) Für die Berechnung der Tagessätze gemäß Absatz 3, 4 und 5 ist 

der auf den nächsten vollen Euro gerundete 21. Teil eines Monatsbei-

trages maßgeblich.

§ 5 
Verpflegungsentgelt
(1) Die Kinder erhalten gegen Zahlung eines privatrechtlichen Entgel-

tes werktäglich eine Frühstücks-, Mittags- und Vespermahlzeit in der 

Einrichtung angeboten.

(2) Für Kinder bis zum vollendeten 1. Lebensjahr kann die von den 

Eltern mitgebrachte Kleinkindkost verabreicht werden.

(3) Der Essenpreis wird im Zuge einer Ausschreibung ermittelt und ist 

durch die Eltern an den Leistungserbringer zu zahlen. Die Ausschrei-

bungshäufigkeit wird im Benehmen mit der Küchenkommission und 

den Elternkuratorien festgelegt.

(4) An der Entscheidung über die Versorgungsform sind die Elternku-

ratorien beratend zu beteiligen.

(5) Für das Aufbereiten der mitgebrachten Kleinkindkost ist ein Kos-

tenanteil von 0,25 EUR pro Tag an den Eigenbetrieb zu entrichten.

(6) Der Kostenbeitrag beinhaltet nicht die Aufwendungen für Verpfle-

gung. Diese Verpflegungsaufwendungen sind gesondert nach ent-

sprechender Vereinbarung an den jeweiligen vertraglich gebundenen 

Leistungsanbieter zu entrichten. Zur Erhebung des Verpflegungsent-

gelts legt der Leistungsanbieter die Abmeldefristen sowie die Zah-

lungsmodalitäten fest.

§ 6 
Fälligkeit und Zahlung der Kostenbeiträge 
und Entgelte
(1) Der Kostenbeitrag wird als Monatsbeitrag erhoben.

(2) Die Heranziehung zu den Kostenbeiträgen erfolgt durch schriftli-

chen Bescheid des Eigenbetriebes Dessau-Roßlauer Kindertagesstät-

ten.

(3) Die Beitragspflicht beginnt mit dem 1. des Monats, in dem das 

Kind in der Kindertageseinrichtung aufgenommen wird. Sie endet mit 

dem letzten Tag des Monats, in dem das Kind unter Einhaltung der Be-

stimmungen des § 6 der Satzung über die Nutzung einer kommunalen 

Kindertageseinrichtung der Stadt Dessau-Roßlau abgemeldet wird.

Im Falle des Ausschlusses endet die Beitragspflicht mit dem letzten 

Tag des Monats des Ausschlusstermins.

(4) Der Kostenbeitrag wird für die Bereitstellung des Platzes erhoben 

und ist unabhängig von Fehlzeiten des Kindes (Krankheit, Urlaub usw.) 

und von Schließzeiten der Einrichtung in voller Höhe zu zahlen.

(5) Die Beitragspflicht für eine befristete Betreuung von Gastkindern 

beginnt mit der Aufnahme des Kindes und endet mit Ablauf der ver-

einbarten Betreuungszeit. Der Gastkostenbeitrag die Bereitstellung 

des Platzes in der Kindertageseinrichtung erhoben und ist unabhän-

gig von den Fehlzeiten des Kindes bis zum Ablauf der vereinbarten 

Betreuungszeit zu entrichten.

§ 7 
Schuldner der Kostenbeiträge
(1) Kostenbeitragsschuldner sind die Eltern der Kinder, die die Kinder-

tageseinrichtung besuchen.

(2) Ehepaare sowie zusammenlebende Eltern haften als Gesamt-

schuldner.

(3) Im Falle des Getrenntlebens der Eltern haftet das Elternteil, bei dem 

das Kind seinen Lebensmittelpunkt hat. Hält sich das Kind jeweils zur 

Hälfte bei dem einen Elternteil sowie bei dem anderen Elternteil auf, 

bleiben beide Elternteile Gebührenschuldner.

(4) Andere Personensorgeberechtigte treten an die Stelle der Eltern, 

soweit sie dem Kind zum Unterhalt verpflichtet sind und für das Kind 

die Aufnahme in die Kindertagesstätte beantragt haben.

§ 8 
Generalklausel
Verstößt eine Vorschrift dieser Satzung wesentlich gegen die Bestim-

mungen aus der Satzung zur Festlegung von Kostenbeiträgen für die 

Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung und Betreuung von 

Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflegestellen in der Stadt 

Dessau-Roßlau so ist diese Bestimmung sinngemäß anzuwenden.

§ 9 
Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am 1. August 2013 in Kraft und ist befristet gültig 

bis zum 31.07.2014.

Gleichzeitig tritt außer Kraft:

Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen und Entgelten für 

die Benutzung der kommunalen Kindertageseinrichtungen der Stadt 

Dessau-Roßlau vom 29. Mai 2010 (Amtsblatt Nr. 06/2010, S. 14-15).

Dessau-Roßlau, den 12.07.2013

  

Klemens Koschig

Oberbürgermeister
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Immobilienangebote der 
Stadt Dessau-Roßlau
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Fachmann
vor Ort!

Essener Straße 19

Telefon (0340) 61 64 23

Telefax (0340) 6 61 12 53

06846 Dessau-Ziebigk

Bauunternehmen
GmbH

Entsorgung
Bauschutt 
Baumischabfall 
Gartenabfälle 
Schrott (kostenlos) 
Komplettentsorgung     

Lieferung
Sand 
Kies 
Mutterboden 
Recyclingprodukte 
Fertigbeton usw.    

Baudienstleistungen
Abbruch/Demontage 

    (aller Größenordnungen) 
Erdarbeiten
Baggerleistung  
Transporte   

DESSORA Industriepark - Ottostr. 18 · Oranienbaum · Tel. (034 904) 32 80 00 

CONTAINERDIENST 1,5 m3 - 40 m3

Entsorgung & Recycling GmbH

BAUGESCHÄFT

ANDREAS LINGNER
Handwerksmeister

Dessauer Straße 56
06844 Dessau/Roßlau

Telefon/Fax: (0340) 2 16 17 10
Funktelefon: (0172) 8 89 63 09

Feuchte Häuser
Abfallender Putz

Salzausblühungen

Firma 
Möster Straße 105 a · 06849 Dessau-Roßlau · Tel. 03 40 / 8 58 22 81 
Fax 03 40 / 5 19 86 96 · www.trockenlegung-schmidt.de

Gesund bauen und wohnen
Millionen Menschen leiden unter Allergien, und gerade in diesem
Jahr fliegen die Pollen früher denn je. Dabei macht Allergikern
nicht nur der Aufenthalt im Freien zu schaffen, sondern oft auch die
Luft in den eigenen Wänden. „Die meisten Menschen zollen der
Innenraumluft in ihren Wohnungen und Häusern immer noch viel
zu wenig Aufmerksamkeit“, beobachtet Thomas Penningh, Vorsit-
zender des Verbands Privater Bauherren (VPB). „Dabei wissen wir,
wie stark Schadstoffe empfindlichen Menschen zusetzen können.“
nicht nur Farben, Lacke, Teppichkleber oder Dichtungsmassen ga-
sen ihre schädlichen Inhaltsstoffe in neuen oder frisch renovierten
Wohnräumen aus, sondern die Bewohner selbst machen sich das
Leben unnötig schwer. „Lieb gewonnene Gewohnheiten, wie das
Anstecken von Kerzen schon zum Frühstück etwa, reizen Atem-
wege und Bronchien. Probleme bereiten unter Umständen auch
Duftlampen oder -kerzen, Räucherstäbchen, Raumdeos und die
neuerdings so beliebten Pseudo-Kamine, die mit Ethanol gespeist
werden. Hinzu kommen die Ausdünstungen von Putz- und Pflege-
mitteln, und in vielen Haushalten immer noch Zigarettenrauch.“
Der neue VPB-Ratgeber „Gesund bauen – Gesund wohnen“ listet
die typischen Probleme heutiger Wohnungen und Häuser auf, an-
gefangen von Schimmel, Feuchtigkeit und organischen Verbindun-
gen über Bauchemie, Weichmacher, Flammschutzmittel bis hin zu
Elektrosmog, Radon oder Milben. Weitere Informationen im Inter-
net: www.vpb.de.

- Anzeige -

Spar-Knopf
Beim Duschen mit normalen Duschköpfen rauschen

jede Minute zwischen 15 und 18 Liter warmes Wasser

in den Abfluss. Hier hilft ein guter Wasserspar-Dusch-

kopf. Er sorgt für ein gutes Duschgefühl und spart er-

heblich Wasser, indem er dem Wasserstrahl mehr Luft

beimischt.

- Anzeige -
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Aus dem Stadtrat:                    CDU-Fraktion
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Aus dem Stadtrat:                     Fraktion Die Linke
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Aus dem Stadtrat:                    SPD-Fraktion
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Aus dem Stadtrat:      Fraktion Pro Dessau-Roßlau
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Aus dem Stadtrat:                      FDP-Fraktion
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BERGFESTLANDSBERGER

Stadt Landsberg (Sachsen-Anhalt)    Mehr Infos & Programm: www.stadt-landsberg.de
Programmänderungen vorbehalten    Bildmaterial: Künstler(-agenturen), Stadt Landsberg

16.-18. August 2013

Samstag 14 Uhr

LANDSBERGER Fassrollen 
rund um den Kapellenberg
Jetzt Mannschaft anmelden!

Samstag ab 19 Uhr

The Firebirds (Leipzig), 
Landsberger Karnevalsvereine,
Höhenfeuerwerk u.v.m.

Sonntag ab 11 Uhr

Frühschoppen, Zumba-Show  
& Das Landsberger Supertalent 
mit dem SKC Tabea Halle e. V.

Samstag 17 Uhr

Doppelkapelle St. Crucis: 
Kammerkonzert mit 
„Die Virtuosen“ (Dessau)

Freitag 
19:00

STARS IN STRIPES

Felsenbühne

Samstag:
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Zwangsversteigerung

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 17.10.2013, um 
11:00 Uhr, im Amtsgericht Zerbst, Neue Brücke 22, Saal 4, ver-

steigert werden das im Wohnungsgrundbuch von Roßlau Blatt 3828 

eingetragene Wohnungseigentum 245,34/1.000 Miteigentumsanteil 

an dem Grundstück lfd. Nr. 1 des BV, Gemarkung Roßlau, Flur 20, 

Flurstück 80, Schifferstraße 32, Größe: 498 m² 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Dachge-

schoss mit Kellerraum Nr. 5, Nr. des Aufteilungsplanes 5. Für jeden 

Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt (Blätter 3824 bis 

3828). Sondernutzungsrecht: In der Anlage der Teilungserklärung 

mit Nr. 3 bezifferten überdachter Stellplatz. Es handelt sich um eine 

2-Raum-Wohnung (Wohnraum mit offener Küche, Schlafzimmer 

mit Ankleide, Bad/WC, Terrasse), Wohnfläche ca. 70,5 m2, gelegen 

im Dachgeschoss eines 3-geschossigen Mehrfamilienwohnhauses. 

Der Versteigerungsvermerk ist in das Grundbuch eingetragen worden 

am: 20.09.2007.

Der Verkehrswert des Grundbesitzes ist festgesetzt auf: 54.000,00 €

zzgl.: 1.200,00 € Zubehör (Einbauküche).

Gesamtverkehrswert: 55.200,00 €

In einem früheren Termin ist der Zuschlag gemäß § 85a ZVG 

versagt worden. In diesem Termin kann daher, sofern das Verfah-

ren nicht eingestellt wird, der Zuschlag auch auf ein Gebot erteilt 

werden, das weniger als die Hälfte des Verkehrswertes beträgt. 

Weitere Informationen finden Sie im Internet unter www.zvg-portal.

de und auf der Internetseite  des Amtsgerichts Zerbst.

Amtsgericht Zerbst                                                - 9 K 72/07 -

Besuchen Sie unsere ständige Musterausstellung!
Öffnungszeiten: Mo, Mi, Do 9 - 17 Uhr, Di 9 - 18 Uhr, Fr 9 - 14 Uhr oder n. telefon. Vereinbarung.

Inh. Enrico Weiß · 06800 Raguhn-Jeßnitz OT Altjeßnitz
Teichstraße 31 · Telefon 0 34 94 / 7 84 15

info@treppen-tueren-weiss.de · www.treppen-tueren-weiss.de

Renovierung NEU

seit 1991 Firma Weiß

www.kleinanzeigen.wittich.de

Info
für unsere Leser

Ihre persönliche Ansprechpartnerin für:

Geschäftsanzeigen

Infobroschüren

Beilagen-Werbung

Flyer

Verlag + Druck LINUS WITTICH KG
An den Steinenden 10 · 04916 Herzberg (Elster)

Kontakt
Karin Berger

Mobil: (01 71) 4 14 40 35
Telefon: (0 35 35) 4 89 - 0
Telefax: (0 35 35) 4 89 - 115

karin.berger@wittich-herzberg.de

Wählen Sie in Ruhe Ihre Hochzeitsanzeige aus
unserem Online-Familienkatalog oder entwerfen
Sie diese selbst ganz bequem online auf

www.wittich.de/hochzeit
Ein Service von WITTICHonline.

Sagen Sie „JA“ –

Katrin Muster & Marco Mustermann
Wir heiraten am 31. Mai 2013 im Standesamt Musterhausen.

Mustergasse 12, Musterhausen, im Mai 2013

Just d it!

zu einer Hochzeitsanzeige
in Ihrem Mitteilungsblatt!
Gestalten und buchen Sie gleich online.
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Friseursalon 
Olga Hanke

Goethestraße 23 · 06862 Roßlau
Tel. 03 49 01/8 24 83

Herzlichen
Dank

Für die vielen Glückwünsche, Blumen und
zahlreichen Aufmerksamkeiten anlässlich meines

10-jährigen Firmenjubiläums
möchte ich mich auf diesem Wege bei all meinen

Kunden, Freunden und Bekannten
recht herzlich bedanken.

10

22 Jahre komfortable Busreisen ab Dessau 

Irr
tu

m
 u

nd
 D
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ck

fe
hl

er
 v
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er

ha
lte

n!06844 Dessau · Rabestraße 10 · Tel. 2 20 31 31/Fax 2203232

e-mail: info@braunmiller-bus.de · www.braunmiller-bus.de 

Öffnungszeiten: 

Mo. - Fr. 9.00 - 18.00 Uhr

  

Das komplette Programm ist im Büro erhältlich
05.08.  Europa - Rosarium Sangerhausen inkl. Eintritt 29,00 €

06.08.  München auf eigene Faust                      nur 49,99 €

06.08. FC Bayern München, Führg. Allianz Arena, Besuch FCB Erlebniswelt   72,00 €/ Ki. 63,00 €

07.08.  Serengetipark Hodenhagen inkl. Eintritt  Erw. 47,00 €/ Ki. 39,00 €

08.08.  Hansesail Rostock 31,00 €

10.08. Hamburg IGS inkl. Eintritt oder Hamburg zum Bummeln 56,00 €/38,00 €

13.08.  Spreewald inkl. Kahnfahrt, Mittagessen und Kaffeegedeck 46,00 €

15.08. Görlitz - Europastadt 26,00 €

18.08.  Berlin - Dampfschifffahrt 3 Std. Schifffahrt 37,00 €

19.08.  Steinhuder Meer inkl. Schifffahrt u. 1 Fischbrötchen            35,00 €                                 

21.08.  Harz inkl. Schifffahrt, Mittagessen, Kaffeegedeck, Reiseleitung  50,00 €

26.08.  Harz Wernigerode mit Brockenbahn          Erw. 55,00 €/ Ki. 30,00 €

27.08 Störtebeker Festspiele inkl. Aufenthalt Sellin (längste Seebrücke Rügens) ab 59,99 €

31.08.  Lü neburger Heide mit Kremserfahrt + Erbseneintopf, Besuch Heidepark  42,00 €

19.10.  Berlin Friedrichstadtpalast „Show Me“ ab 46,00 € 

16.11. + 08.12. Berlin Friedrichstadtpalast „berlin ERLEUCHTET“ Winteredition  ab 46,00 € 

14.12.  Berlin Friedrichstadtpalast „berlin ERLEUCHTET“ Weihnachtsedition  ab 67,00 €

Ungarn Plattensee / Balaton
4 x  ÜF in Zámardi am Plattensee, 3 x 3- 

Gang-Wahlmenü , 1 x Grillfest, Ausflug Bu-

dapest und Gödöllo, Besuch Sisi-Schloss, 

Plattenseerundfahrt, 1 x Fahrt in die Puszta, 

Haust ürservice  

6 Tage   08.09. - 13.09.2013  599,00 €

Steiermark - Hohentauern
5 x  ÜF in 3***Hotel, 4 x 3-Gang- 

Wahlmenü , 1 x Steirisches Bauernbuffet, 

Besichtigung Ölmü hle, Weinprobe, Graz, 

Schifffahrt/3-Seen-Tour, Haustürservice  

6 Tage   28.09. - 03.10.2013   555,00 €

Tal der Dordogne / Frankreich 
Schönstes Flusstal Europas

7 x HP in 3***Hotels, Fahrt mit dem 

Trüffelzug, Eintritt Schloss Castelnau und 

Hängende Gärten von Marqueyssac, Boots-

fahrt, Weinverkostung, Haustü rservice

8 Tage   03.10. - 10.10.2013  1.049,00 €

Istrien - Rabac in der 
Kvarner Bucht 
4 x  ÜF in 3*** Hotel in Rabac, 1 x HP bei ZÜ, 

Begrüßungsgetränk, 4 x Buffet-AE inkl. Ge-

tränke, Haust ürservice, Ausflüge zubuchbar  

6 Tage   15.10. - 20.10.2013 399,00 €

Internationale Gartenschau Hamburg „In 80 Gärten um die Welt“
1 x  ÜF im 4****Hotel in Hamburg, 1 x Eintritt IGS, Stadtfü hrung in Hamburg

2 Tage, 27.08. - 28.08.2013 169,00 €

HerzlichenDank

Wählen Sie in Ruhe Ihr Traumkleid aus über 1500
vorrätigen hochwertigen neuen Brautkleidern be-
kannter deutscher und internationaler Marken-
hersteller zum Outlet-Festpreis. Große Auswahl
an passendem Zubehör, Festmode und Anzügen.

Über 1500 neue

Brautkleider je 298 €

www.Brautmode-Discount.de
Für einen Anprobetermin erreichen Sie

uns unter: 035 91/318 99 09
oder 0163/814 59 65
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Fachmann vor Ort!

Beauty/Schönheit

Baubetriebe

Handel/Gewerbe

Werkstatt

Gesundheit

Technik

Containerdienst 1,5 m3 - 40 m3

Abbruch und Demontagen
Schadstoffsanierung
Baudienstleistungen:

in Dessau auch Samstag von 7.00 - 12.00 Uhr geöffnet

Abfallannahme für Kleinanlieferer · Ankauf von Schrott und Metall

Dessau/Anhalt · Daheimstraße 5 · Tel.: 03 40/ 8 50 52 18-19

- www.schoenemann-entsorgung.de -

Abfallsortieranlage

Altholz- u. Baustoffrecycling

Schrott- u. Metallhandel

Baumfällung/Rodung

Waldhackschnitzel

Kompost/Erden/Substrate

Erdbau- u. Pflasterarbeiten

Anlieferung

Sperrmüll Mischabfälle

Altholz Bauschutt

Abholung/Anlieferung

Sande Mulch Kiese

RC-Produkte Schotter Böden &

Dünger

Dächer von Wehrmann
seit 1945

Frank Wehrmann
Dachdeckermeister

Betriebswirt

Wasserstadt 37
06844 Dessau-Roßlau

Telefon: (0340) 21 45 73
Fax: (0340) 220 56 26

Ralf Schildhauer
Dachdeckermeister

Döberitzer Weg 8  Tel. 03 40/8 58 29 11

06849 Dessau/Roßlau      Fax 03 40/8 50 87 90

 Funk 01 70/8 64 36 97... für meinen Garten

Raguhner Straße 14a 
06779 Raguhn-Jeßnitz OT Priorau
Tel. (03 49 06) 2 86 11 
info@voigt-pflanzen.de

www.voigt-pflanzen.de

Ab Anfang August HORTENSIENSHOW
Neue Sorten faszinieren mit einem Farbspiel 
aus leuchtenden Tönen und langer Blühdauer.

Ab Mitte August FASZINATION BAMBUS
Ob für Hecken oder in Einzelstellung, dieses Gras 
zaubert  Asienflair in Ihren Garten!

RECHTZEITIG ANMELDEN! 

18.09. OBSTFASTEN 
FACHVORTRAG

Fachvortrag mit praktischen Tipps von
 Naturheilpraktikerin Susanne Koza

 von 18.30 bis 19.30 Uhr.
Bitte um Anmeldung

 bis zum 11.09.2013. 
Teilnahmegebühr 5,00 Euro

FAHRRADFACHHANDEL · REPARATUR
Zweiradmechanikermeister Dipl. Ing (FH) Peter Meißner

Heidestraße 3 Tel. (03 40) 8 50 43 22
06842 Dessau Fax: (03 40) 8 50 24 41
E-Mail: zweirad.meissner@t-online.de www.fahrrad-meissner.com

Viele Modelle 10 - 20 % gesenkt

Trendfarben
Ein Dauerbrenner für Möbel-Lackierungen ist weißer Hochglanz-
lack. Die dezente Farbgebung lässt sich gut in viele Wohnumfel-
der integrieren. Gerade in Küche und Wohnzimmer sind Möbel
in diesem Stil weitverbreitet. Doch darf es 2013 auch ruhig etwas
bunter zugehen: Ein Trend zum Neon-Revival zeichnet sich ab. So
lackieren immer mehr Heimwerker ihre Kommoden oder Schränke
in einem bunten Gelb, einem intensiven Grün oder, zum Beispiel
für Mädchenzimmer, auch in Pink. Weitere Gestaltungsideen gibt
es unter www.lacke-und-farben.de im Internet. (djd)

- Anzeige -
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Bestattungshaus Friede
M. Pungert GmbH

Karlstraße 6

06844 Dessau/Roßlau

Tel. 03 40 / 2 40 00 00
Fax 03 40 / 21 35 87

Bestattungshaus Friede

STEINMETZ

NORMAN TARNOW

ehemals Naturstein Hanke

Kreative
Natursteinverarbeitung

Naturstein für die Ewigkeit

Königendorfer Straße 80
06847 Dessau-Kochstedt
Tel. 01 60 / 4 47 47 42
Tel. / Fax 
03 40 / 51 39 09

www.naturstein-hanke.de

Lidiceplatz 3 · 06844 Dessau-Roßlau

Telefon (03 40) 8 50 70 60
www.bestattungen-lilie.de

Inh. Heike Böhm
Albrechtstraße 9 · 06844 Dessau-Roßlau

Telefon (0340)2211365
www.elze-bestattung.de

Trauerkarten schreiben
Eine Trauerkarte ist eine individuelle Möglichkeit, die eigene An-
teilnahme am Tod eines Menschen auszudrücken. Trauerkarten
werden an die nächsten Angehörigen verschickt, um ihnen zu zei-
gen, dass sie in der Zeit der Trauer nicht allein sind. Diese Karten
beinhalten nur einen kurzen Text, während Trauerbriefe eine aus-
führliche Variante der Anteilnahme darstellen. Wer keinen eigenen
Text formulieren möchte, der kann auch eine Passage aus einem
religiösen oder weltlichen Text zitieren, der die eigenen Gefühle
besonders gut wiedergibt. In einer Trauerkarte können tröstende
Worte gefunden und den trauernden Angehörigen Hilfe angeboten
werden. So erhalten Angehörige den nötigen Freiraum, selbst zu
entscheiden, ob sie das Hilfs-angebot in Anspruch nehmen oder
lieber Abstand suchen möchten, um sich neu zu orientieren.

Quelle: www.bestattungen.de

- Anzeige -

Andenken wie in Stein gemeißelt
Heute wie früher symbolisieren Grabsteine das Andenken an ei-
nen Verstorbenen. Auf diesem sichtbaren Element erinnern der
Name des Toten sowie Geburts-/Todesdatum und häufig ein religi-
öser Spruch Freunde, Verwandte und Bekannte an die gemeinsame
Vergangenheit. Auch philosophische oder ethische Sprüche sind
üblich, die neben der tiefen Trauer im Idealfall auch etwas Hoff-
nung und Zuversicht ausdrücken. Während sich Grabsteine in frü-
heren Zeiten sehr glichen, sind diese Naturprodukte heute zuwei-
len richtige Kunstwerke und in vielerlei Formen und Farbgebungen
erhältlich. Steinmetzbetriebe in der Nähe fertigen Grabsteine aus
jedwedem Material an und bringen die entsprechenden Sprüche
und Angaben auf dem Stein an. Ein guter Steinmetz ist Fachmann
und Künstler in persona. Bitten Sie ihn um Hilfe und lassen Sie sich
beraten, denn er weiß sicher Rat.

- Anzeige -

Geeigneter, würdevoller Rahmen
Es ist ein alter Brauch und auch heute noch üblich, unmittelbar
nach der Beisetzung die Trauergemeinde zum Beerdigungskaffee
bei dezenter Bewirtung einzuladen. Dazu benötigt man selbstver-
ständlich eine geeignete Räumlichkeit, die passend zu dem Anlass
mit Trauerpflanzen geschmückt ist. Außerdem sollte für Verwandte,
Freunde oder Kollegen die technische Möglichkeit vorhanden sein,
an die Trauergemeinde ein paar Worte richten zu können. Also
sollte die Räumlichkeit über eine Verstärkeranlage mit geeignetem
Mikrofon verfügen. In der Regel werden Kaffee und Kuchen sowie
belegte Brötchen gereicht zur Bewirtung. Lassen Sie sich von den
gastronomischen Betrieben der Umgebung ein Angebot machen
und begehen Sie ein würdevolles Gedenken im Kreis der Trauern-
den.

- Anzeige -
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Fachmann
vor Ort!

UNFALL ?
Kfz-Sachverständigenbüro Tuchelt !

Dipl.-Ing. B. Tuchelt · Tel. 03 49 06/3 08 02
* Unfallschadengutachten

* Fahrzeugbewertung

* Techn. Gutachten

* Beweissicherungsgutachten

* Oldtimerbewertungen

* Gutachten für Land-, Forst-, und Baumaschinen

Wir arbeiten bundesweit und im 24-h-Dienst!
Rufen Sie an: 0172 /3479012 · www.kfz-gutachten-tuchelt.de

An der Elbe 8
Dessau-Roßlau / OT Brambach
Tel. 03 49 01/6 86 86
Funk 01 72/8 40 49 87

Bau von Kläranlagen

Tel.: 03 40 / 8 50 44 27
Fax: 03 40 / 8 50 86 27

Kochstedter Kreisstraße 11
06847 Dessau-Roßlau

info@dessauer-dienstmaenner.de

17 Jahre vor Ort

www.
klaeranlagen-

online.de

Tel. 03 49 01/6 86 86
Funk 01 72/8 40 49 87

Hofladen Priorau
Qualität aus unserer Region zu fairen Preisen

Obst & Gemüse (Saison), Äpfel, Kartoffeln, Zwiebeln etc.
Marmelade, Säfte, Eier und vieles mehr

Futtermittel für Ihre Haus- und Hoftiere
Pferdemist, der Biodünger

Öffnungszeiten:
Montag geschlossen, Dienstag – Freitag von 9 – 17 Uhr · Samstag 9 - 12 Uhr

06779 Priorau (zwischen Dessau und Raguhn) · Raguhner Str. 6b
Tel. 034906/23143 · Fax 23144 · e-mail: info@land-obst.de

Ihr
Fachmann

Schrott Wetzel GmbH · NL Roßlau · Industriehafen 4 · 06862 Roßlau · Telefon: 03 49 01 / 5 49 90 · Fax: 03 49 01 / 54 99 29
www.schrott-wetzel.de · info-roßlau@schrott-wetzel.de · Entsorgungsfachbetrieb · Zertifiziert nach DIN EN ISO 9001

SCHROTT · METALLE · LEGIERUNGEN · GROSSSCHEREN · AUFBEREITUNG

GROSSHANDEL · EXPORT · IMPORT · CONTAINERDIENST · RECYCLING

Ankauf von Schrott, Metallen, Legierungen

Aufkauf von Kleinstmengen

Großscheren, Aufbereitung, Recycling, Containerdienst

Industriedemontagen, Brückenrückbau etc.

Öffnungszeiten

Montag – Donnerstag: 7.00 Uhr – 17.00 Uhr

Freitag: 7.00 Uhr – 16.00 Uhr

Samstag: 8.00 Uhr – 11.45 Uhr

Markisen in Hülle und Fülle
Wer sich ausführlich über die Variantenvielfalt und Materialien
von Markisen informieren möchte, der sollte einmal eine dement-
sprechende Messe besuchen. Dort stellen unterschiedlichste An-
bieter ihre Produkte aus, stellen Informationsbroschüren zur Ver-
fügung und beraten eingehend. Entsprechende Messen finden sich
beispielsweise bei der Suche im Internet. Darüber hinaus gibt es
im Internet diverse Plattformen und Foren, in denen man sich über
Markisen, Technik und Ausbau austauschen kann. Ferner besteht
die Möglichkeit, beispielsweise direkt einen Beratungstermin bei
einem Markisenbauer auszumachen. Falls man sich anschließend
für eine Markise entscheidet, hat man in jedem Fall eine Bereiche-
rung für seinen Garten, Balkon oder die Terrasse erhalten, an der
man sehr lange Freude haben wird. So steht langen Sommernäch-
ten im Freien, entspanntem Liegen im kühlenden Schatten und auf-
regenden Grillabenden mit Freunden nichts mehr im Wege.

- Anzeige -

Stoßlüften
Gekippte Fenster sorgen kaum für Luftaustausch, son-

dern kühlen die Wände aus. Richtiges Stoßlüften spart

dagegen viel Energie und unterstützt Ihre Gesundheit.

Von Dezember bis Februar empfiehlt das DIN mehr-

mals täglich Stoßlüften für vier bis sechs Minuten, im

März und November acht bis zehn Minuten, im April

und Oktober zwölf bis 15 Minuten, in Sommer können

die Frischluftstöße 25 bis 30 Minuten dauern.

- Anzeige -
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 aus eigener ökologischer Weidehaltung und eigener Schlachtung

Traumhaft!

Wunschbäder in
Design und Preis!
Für jeden Geldbeutel!
Riesenauswahl!
Qualitätsprodukte!
Kostenlose Bad-Beratung!

Bäder zum Wohlfühlen! Individuell + günstig

Rufen Sie uns an:

03 40 - 61 28 88

Kornhausstraße 22 · 06846 Dessau-Roßlau
Jendraszyk-Bäder

Wunschbäder in

Design und Preis!

Für jeden Geldbeutel!

Badmöbel

Qualitätsprodukte

Bad-Beratung!

www.baederstudio-jendraszyk.de

 Dacheindeckungen   Reparaturen 
 Flachdachbau   Klempnerarbeiten 

 Dachbegrünung  Wärmedämmarbeiten

System-Dachbau-
Service GmbH
Rosenhof 5 · 06844 Dessau/Roßlau 
Tel. 03 40 / 26 10 70 · Fax: 2 61 07-10
Funktelefon: 01 71/3 08 07 86
www.system-dachbau.de

22222222220000000000000

Kleinkühnauer Str. 48a

06846 Dessau/Roßlau
Tel.: 03 40 - 61 36 04

Fax: 03 40 - 61 36 05

www.sandner-dachbau.de

Dacheindeckung/-sanierung

Gerüstbau

Fassadengestaltung

Dachklempnerei

Blitzschutz, Holzschutz

e-mail: info@sandner-dachbau.de

Sandner
Dachbau GmbH


